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Das Glossar bietet eine kompakte Übersicht zentraler Begriffe und Definitionen, die 
in der Umsetzungsstudie verwendet werden. Es dient dazu, das Verständnis der 
Fachterminologie zu erleichtern und sicherzustellen, dass alle Leserinnen und Leser 
die verwendeten Begriffe korrekt interpretieren können.

Betriebsmodell: Ein Betriebsmodell beschreibt die Aufbau- und Ablauforganisation 
eines Unternehmens bzw. einer Organisation. Es legt die Rollen, 
Verantwortlichkeiten und wichtigsten Prozesse innerhalb der Organisation fest, die 
notwendig sind, um die Leistungserstellung zu gewährleisten.

Finanzierungsmodell: Ein Finanzierungsmodell beschreibt, wie ein Unternehmen, 
eine Organisation oder ein Projekt finanziert wird. Es gibt verschiedene Arten von 
Finanzierungsmodellen, wie Eigenfinanzierung, Fremdfinanzierung und 
Mischfinanzierung, die je nach Bedarf und Situation gewählt werden können.

Geschäftsmodell: Ein Geschäftsmodell beschreibt die Grundlogik, wie eine 
Organisation Werte schafft, liefert und erfasst. Es zeigt auf, wie ein Unternehmen 
Mehrwert für Kunden erzeugt und gleichzeitig Erträge für sich selbst sichert.

Wirtschaftlichkeit: Sie beschreibt das Verhältnis von Ertrag zu Aufwand in einem 
Unternehmen, einer Organisation oder einem Projekt. Sie ist eine 
betriebswirtschaftliche Kennzahl, die angibt, wie effizient eine Unternehmung 
arbeitet. 

GLOSSAR
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nen und Gerätschaften in den oberen Stockwerken ermöglichen – Flure können mit 
Gabelstaplern befahrbar sein. Die Angebotsausrichtung (Mietfläche, 
Mieterzusammensetzung) sowie Ausstattungsmerkmale, Infrastruktur- und Service-
leistungen unterscheiden sich von Standort zu Standort. Handwerker-/Gewerbehöfe 
bieten regelmäßig gewerbliche Mietflächen an, die auf dem Markt nur in 
unzureichendem Umfang angeboten werden. Damit können sie einen wichtigen 
Lösungsansatz zur Stärkung des Stadtteilgewerbes darstellen. Neben Arbeitsräumen 
und Gemeinschaftsflächen fungieren sie darüber hinaus als Kooperationsplattform, die 
Innovation und Zusammenarbeit zwischen ansässigen Betrieben fördern und Synergien 
herstellen kann. 

Bereits im April 2019 haben die Wirtschaftsförderung Frankfurt, die Handwerkskammer 
Frankfurt-Rhein-Main sowie die Industrie- und Handelskammer Frankfurt am Main das 
CIMA Institut für Regionalwirtschaft aus Hannover mit der Durchführung einer 
Bedarfsanalyse beauftragt. Ziel der Studie war es, die Nachfrage nach Flächen, wie sie 
für Handwerker-/Gewerbehöfe typisch sind, abzuschätzen sowie Anhaltspunkte für ein 
Nutzungskonzept herauszuarbeiten. Die Ergebnisse der Bedarfsanalyse zeigen, dass für 
329 Betriebe (Hochrechnung) mit Sitz in Frankfurt am Main und 326 Betriebe 
(Modellrechnung) aus dem Frankfurter Umland Interesse an einem Handwerker-/ 
Gewerbehof als Betriebsstandort angenommen werden kann. Auf Grundlage dieser 
Ergebnisse empfiehlt das CIMA Institut für Regionalwirtschaft die Errichtung von 
Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am Main. Die Gutachter attestieren dem 
Standort ein Potenzial für mehrere Handwerker-/Gewerbehöfe.

Die Umsetzungsstudie baut auf diesen Erkenntnissen auf und entwickelt ein tragfähiges 
Betriebs- und Finanzierungsmodell, das Erkenntnisse etablierter Benchmark-Standorte

MANAGEMENT SUMMARY (I)

7 Drees & Sommer | Umsetzungsstudie Handwerker-/Gewerbehöfe Frankfurt am Main | Endbericht

Die Verfügbarkeit von sowie die Versorgung mit Handwerksleistungen ist eine 
notwendige Grundvoraussetzung für ein prosperierendes Wirtschaftsgefüge – nicht 
zuletzt wegen enger Verflechtungen mit anderen Wirtschaftszweigen. Mangelnde 
Erweiterungsmöglichkeiten und Nutzungskonflikte begünstigen Verlagerungen von 
Handwerksbetrieben aus den Stadtteilen ins Umland, was zur Schwächung dieser 
städtischen Teilräume führt. Zukünftig ist von einer Verschärfung der Nutzungskonflikte 
und Gewerbeflächenengpässe auszugehen, was zu einer weiteren Verdrängung von 
Betrieben und negativen Folgen wie Arbeitsplatzverlusten und geringeren 
Gewerbesteuereinnahmen führen kann. Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, das 
Stadtteilgewerbe zu stärken. Ein Ansatz besteht in der Bereitstellung qualitativ 
hochwertiger Gewerbeflächen  durch die Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen.

Die vorliegende Umsetzungsstudie zur Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen in 
Frankfurt am Main zielt darauf ab, wirtschaftliche, rechtliche, organisatorische und 
verwaltungstechnische Fragen im Zusammenhang mit der Entwicklung und dem 
Betrieb von Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am Main zu beantworten sowie 
unter Abwägung von Alternativen eine Empfehlung für ein Betriebs- und 
Finanzierungsmodell abzugeben. Die Studie wurde von Drees & Sommer im Auftrag der 
Wirtschaftsförderung Frankfurt GmbH durchgeführt.

Ein Handwerker-/Gewerbehof stellt einen in der Regel mehrgeschossigen, durch ein 
einheitliches Management organisierten und vermarkteten Gebäudekomplex für kleine 
und mittlere Handwerks-/Gewerbebetriebe in kundennaher, infrastrukturell gut 
erschlossener und stadtteilnaher Lage dar. Betriebe können dort Flächen langfristig 
anmieten. Bei entsprechendem Bedarf können die Flächen auch geräuschintensives 
Arbeiten zulassen. Zur Ausstattung gehören meist Lastenaufzüge, die schwere Maschi-
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(u. a. München, Leipzig, Hamburg sowie Karlsruhe) in Deutschland einbezieht und auf 
standortspezifische Bedingungen in Frankfurt am Main zugeschnitten wird. Hierfür 
wurden neben einer Desk-Research- und einer Benchmark-Analyse auch Fachgespräche 
mit lokalen Expertinnen und Experten aus Frankfurt am Main geführt.

Nach sorgfältiger Abwägung von Vor- und Nachteilen im Vergleich zu anderen 
Geschäftsmodellvarianten empfiehlt die Studie die Umsetzung eines Eigenmodells 
(Stadt Frankfurt am Main = Bauherr) auf einem städtischem Gewerbegrundstück durch 
eine kommunale Gesellschaft, die entweder bereits besteht (Auftragserweiterung einer 
bestehenden Gesellschaft) oder neu gegründet wird. Diese Gesellschaft soll die 
Eigentümer- und Betreiberfunktion für Handwerker-/Gewerbehöfe im Stadtgebiet 
übernehmen. Ein wesentlicher Vorteil des Eigenmodells, z. B. gegenüber einer 
Beteiligungsgesellschaft, liegt im „Betrieb aus einer Hand“. Interessenskonflikte können 
vermieden und Kooperationen mit externen Partnern erleichtert werden. Die 
kommunale Einflussnahme ist bei einer 100-prozentigen Beteiligung gewährleistet. 
Beispiele aus München, Leipzig und Hamburg bestätigen die Eignung dieses Modells.

Neben Betriebsmodellen mit kommunaler Trägerschaft wurden im Rahmen der 
Umsetzungsstudie auch alternative Modelle mit privaten Investoren untersucht. 
Kleinteilige Vermietungen erfordern hohen Verwaltungs-/Managementaufwand und 
bergen aus Sicht eines Privaten Nachteile hinsichtlich des Mietpreisniveaus. Dies führt 
dazu, dass Investoren andere lukrativere Gewerbenutzungen bevorzugen. Der Neubau 
von Handwerker-/Gewerbehöfen ist angesichts der Investitionskosten mit hohen 
Unsicherheiten verbunden. Vor diesem Hintergrund ist die Realisierung eines 
spekulativen Neubaus (ohne Vorvermietung und Ankermieter) durch einen Investor als 
risikobehaftet, mit hohen Kosten und unterdurchschnittlichen Renditen verbunden und

damit als unwahrscheinlich zu bewerten. Als einzig realistisch wird ein privates (Miet-) 
Modell eingestuft, bei dem die Stadt als Ankermieter gegenüber einem privaten 
Eigentümer auftritt und hier, ganz oder teilweise, als Betreiber fungieren könnte. Auf 
diese Weise könnte zum einen das finanzielle Risiko für den Investor abgemildert und 
zum anderen kleinteilige Vermietungen zu einem großen Anteil an die Stadt ausgelagert 
werden. Dies würde die Mitwirkungs- und Investitionsbereitschaft von möglichen 
Investoren grundsätzlich steigern.

Die im Rahmen der Studie durchgeführte Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zeigt, dass 
Errichtung und Betrieb von Handwerker-/Gewerbehöfen betriebswirtschaftlich kurz- 
oder mittelfristig kein attraktives und rentables Modell darstellen. Sie erfordern 
kommunale Unterstützung – die langjährigen Erfahrungen aus München zeigen, dass 
eine stabile kommunale Finanzierung (kommunales Investitionsprogramm) eine 
zwingende Voraussetzung für Errichtung und Betrieb ist. Im Vergleich zu einem privaten 
Investor muss die Stadt keine hohe Rentabilität und Amortisation einer Investition in 
einer kurzen Frist erzielen. Auf lange Sicht stellt eine nicht gewinnerzielende Option 
über mindestens 30 Jahre Laufzeit im Eigenmodell auf städtischem 
Gewerbegrundstück, unterlegt mit kommunalen Zuschüssen, eine wirtschaftlichere 
Lösung im Vergleich zum Mietmodell dar. Dies bestätigt sich in der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung des Eigenmodells (Untervariante 2a mit 42 Jahren 
Laufzeit), indem ein einmaliger anfänglicher Zuschuss i. H. v. ca. 35 Mio. € unterstellt 
wurde und langfristig zu einer „Schwarzen 0“ und keinem Defizit zum Ende des 
Betrachtungszeitraums führt. Das Eigenmodell bietet zudem den entscheidenden 
Vorteil der Erhaltung und Sicherstellung von kommunalen Vermögenswerten. Aus 
diesen Gründen wird eine klare Empfehlung zur Weiterverfolgung des Eigenmodells 
ausgesprochen.
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Für die nächsten Schritte der Wirtschaftsförderung Frankfurt wird eine vertiefende und 
zielgerichtete Suche nach geeigneten kommunalen Gewerbegrundstücken empfohlen. 
Auch nicht-städtische Flächen sollten geprüft werden, um mögliche Pachtverträge als 
potenzielle Rückfalloption zu haben. Die gezielte Kommunikation und Einbindung der 
wichtigsten Stakeholder (Dezernate, Wirtschaftsförderung, Industrie und 
Handelskammer (IHK) und Handwerkskammer (HWK)) ist von zentraler Bedeutung für 
die Vorbereitung der weiteren Umsetzungsmaßnahmen. Die Fortführung der 
Arbeitsgruppe mit Wirtschaftsförderung, IHK, HWK und Stadtplanungsamt ist essenziell 
(„Task Force“), um einen möglichst umsetzungsorientierten Zeitplan mit zeitlichen 
Meilensteinen und Zuständigkeiten aufzustellen (siehe Seite 70, „12-Punkte-
Programm“). 

Die Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen erfordert ferner eine klare politische 
Unterstützung, um auf konkrete Umsetzungsschritte sowie Investitionsbeschlüsse für 
ein aufzubauendes Netz von Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am Main 
hinzuarbeiten. Zudem sollte eine Entscheidung zur Organisationsform vorbereitet und 
getroffen werden (Nutzung einer bestehenden Gesellschaft vs. GmbH-Neugründung). 
Die Gründung einer kommunalen Gesellschaft oder die Betrauung bestehender 
Gesellschaften ist entscheidend für die erfolgreiche Realisierung. Eine eigenständige 
Organisationsstruktur außerhalb der Stadtverwaltung wird für die Planung, den Bau 
sowie Betrieb von Handwerker-/Gewerbehöfen der Stadt Frankfurt am Main benötigt. 

Zur Finanzierung wird die Entwicklung eines kommunalen Investitions- bzw. 
Sonderförderprogramms bei der Stadt Frankfurt am Main vorgeschlagen. Dieses kann 
konkret in Gestalt einmaliger Investitions-/Mietzuschüsse (zu Beginn der Investition) 
oder laufender Betriebsmittelzuschüsse umgesetzt werden. Die Gewinnung und Einbin-

dung von Fördermitteln des Landes Hessen ist mit dem Wirtschaftsministerium 
abzustimmen. Die finanziellen Mittel müssen in die mittelfristige Haushaltsplanung der 
Stadt Frankfurt am Main aufgenommen werden. Langfristig wird die Nutzung des 
kommunalen Vorkaufsrechts zur Bodenbevorratung für öffentliche und gewerbliche 
Nutzungen von Drees & Sommer empfohlen. Nach dem Vorbild der Münchner 
Gewerbehöfe (MGH) sollte innerhalb des Stadtgebietes der Stadt Frankfurt ein 
arbeitsteiliges Netz von mehreren Handwerker-/Gewerbehöfen geschaffen werden, 
um die stadtteilbezogene Versorgung mit Handwerksleistungen sicherzustellen.

Die Maßnahmenpläne und Handlungsempfehlungen bieten eine praktische Grundlage 
für die nächsten Schritte und sollen zur Stärkung des Handwerks und industriellen 
Kleingewerbes am Wirtschaftsstandort Frankfurt am Main sowie zur Verbesserung der 
Versorgungssituation in den  Stadtteilen und der Lebensqualität insgesamt beitragen.
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1. AUSGANGSSITUATION UND GRUNDLAGEN

1.1. Handwerker-/Gewerbehöfe im urbanen Kontext

Ein Ansatz, um Gewerbeflächenengpässen im urbanen Raum entgegenzuwirken und 
das Handwerk ebenso wie das produzierende Gewerbe mit qualitativ hochwertigen 
Gewerbeflächen an wohnortnahen Standorten auszustatten, besteht in der Errichtung 
von Handwerker-/Gewerbehöfen. 

Die Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen bringt zahlreiche Potenziale für 
Betriebe sowie für die Stadtteile, in denen die Höfe errichtet werden, mit sich:

Mit der Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen können neue attraktive 
Gewerbestandorte mit modern ausgestatteten Flächen zu günstigen Mietkonditionen 
für Betriebe unterschiedlicher Tätigkeitsfelder in mehreren Stadtteilen bereitgestellt 
und damit ein spezifischer Engpass an Gewerbeflächenangeboten abgemildert werden. 
Handwerker-/Gewerbehöfe können somit bezahlbare, anforderungsgerechte 
Flächenangebote für Handwerks- und kleine stadtteilorientierte Betriebe des 
Dienstleistungs- und verarbeitenden Gewerbes bereitstellen, die nicht kaufen und 
bauen können/wollen. Die Flächenangebote in Handwerker-/Gewerbehöfen können 
dazu beitragen, der Gewerbeflächenknappheit und steigenden Mieten in verdichteten 
Räumen entgegenzuwirken (Stichwort: Vertikalisierung von Produktion) und insgesamt 
die Entlastung des Gewerbeflächenmarktes zu unterstützen.

Handwerker-/Gewerbehöfe werden als ein wirksames Instrument angesehen, um einer 
Abwanderung oder einem Verlust von kleinen und mittleren Handwerks- und 
Gewerbebetrieben, Wertschöpfung, Gewerbesteuer sowie Arbeits-/ 
Ausbildungsplätzen langfristig entgegenzuwirken. Gerade auch angesichts knapper 
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Siedlungsflächen dienen Handwerker-/Gewerbehöfe zudem der Sicherung einer 
belebenden Nutzungsmischung in urbanen Gemengelagen außerhalb von 
Gewerbegebieten und zugleich einer wohnstandortnahen Versorgung der Bevölkerung 
mit Waren und Dienstleistungen zu sichern.

Durch die Ansiedlung mehrerer Betriebe an einem Standort können Gewerbetreibende 
ortsbezogene Wertschöpfungsketten aufbauen (bspw. Kooperationen zwischen 
Betrieben gleicher und/oder verschiedener Branchen) sowie von Synergien am 
Betriebsstandort profitieren, etwa über die gemeinsame Nutzung von Räumlichkeiten 
(bspw. Ausstellungs- und Besprechungsräume, ggf. auch bestimmte Produktionsflächen, 
Lackierkabinen o. Ä.) und Kundenparkplätzen (Entlastung öffentlicher Parkraum) sowie 
von Flächen für Be- und Entladung. Hierdurch kann der Investitionsaufwand beim 
Aufbau von Betriebsstandorten für Einzelbetriebe gesenkt werden. Für Endkunden 
bietet sich die Möglichkeit, Einkaufsaktivitäten und die Inanspruchnahme von 
Beratungsleistungen vor Ort zeitlich und räumlich zu koppeln.

Handwerker-/Gewerbehöfe können Existenzgründenden einen unkomplizierten Start in 
die berufliche Selbständigkeit ermöglichen. Dies gilt auch bei Existenzgründungen durch 
Betriebsübernahmen, etwa wenn bisherige Betriebsflächen nicht mehr zur Verfügung 
stehen oder sich betriebliche Anforderungen an Flächen verändern.

Handwerker-/Gewerbehöfe bieten die Möglichkeit, moderne und bereits in der Planung 
auf die spezifischen Anforderungen der Betriebe ausgerichtete Infrastrukturen zu 
nutzen, die eine Weiterentwicklung der Handwerksbetriebe in modernen Gebäuden 
(hohe Flächeneffizienz, hohe Baustandards, Dach-/Fassadenbegrünung, 
Regenwasserbewirtschaftung etc.) und in einem innovativen Umfeld in Kundennähe 
grundsätzlich möglich machen (Flächen hinzunehmen/zurückgeben, ungestörtes
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Arbeiten etc.). Handwerker-/Gewerbehöfe erreichen regelmäßig einen hohen Grad an 
Bekanntheit, von dem die eingemieteten Betriebe profitieren können.

Durch die Entwicklung der Handwerker-/Gewerbehöfe in Kundennähe können 
Lieferwege verkürzt und Wirtschaftsverkehre gebündelt werden, wodurch Emissionen 
reduziert und die Straßen im Sinne einer Verkehrsreduzierung entlastet werden. Dies 
gilt umso mehr in Zeiten zunehmender Digitalisierung (Stichworte: Smart City und 
Smart Home) und wachsender Bedarfe an Reparatur- und Wartungsdienstleistungen.

Aus städtebaulicher Perspektive können Handwerker-/Gewerbehöfe an geeigneten 
Standorten, bspw. im Übergangsbereich von Gewerbegebieten zu Wohngebieten oder 
entlang von Magistralen als Lärmschutzriegel für dahinterliegende schutzbedürftige 
Nutzungen eingesetzt werden.

1.2. Hintergrund zur Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am 
Main 

Die Stadt Frankfurt am Main verzeichnet seit Jahren einen sich zuspitzenden Engpass 
an Ansiedlungs- und Expansionsflächen für kleine wie mittlere Handwerks- und 
Gewerbebetriebe, der sich in einer zunehmenden Abwanderung und 
Standortverlagerung von Unternehmen ins Umland verdeutlicht. Die Verfügbarkeit 
unterschiedlicher Dienstleistungen ist jedoch eine notwendige Voraussetzung für ein 
funktionierendes Wirtschaftsgefüge und die wohn- und arbeitsortnahe Versorgung der 
ansässigen Bevölkerung. Bestehende Handwerks- und Gewerbebetriebe an urbanen 
Standorten (Gemengelage, Hinterhöfe, mindergenutzte Gewerbegebiete) werden im 
Zuge von Planungs- und Stadtentwicklungsprozessen und Gentrifizierung zunehmend

© querbeet – Gettyimages.com
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durch „hochwertigere Nutzungen“ in die Außenbereiche bzw. außerhalb der 
Stadtgrenzen verdrängt.

Die Wirtschaftsförderung Frankfurt hat vor diesem Hintergrund beschlossen, die 
Rahmenbedingungen für Handwerks- und Gewerbebetriebe zu verbessern und neue 
Entwicklungsperspektiven zu eröffnen. Ein Ansatz, um Flächenengpässen 
entgegenzuwirken und Betriebe mit qualitativ hochwertigen Gewerbeflächen an 
wohnortnahen Standorten auszustatten, besteht in der Errichtung von Handwerker-/ 
Gewerbehöfen nach Münchner Vorbild. Mit der Errichtung moderner, aber 
preisgünstiger Mietflächen in entsprechenden Gewerbeimmobilien könnte die 
Ansiedlung von Betrieben in mehreren Stadtteilen gezielt gefördert und ein 
Flächenengpass abgemildert werden. Von der Errichtung von Handwerker-/ 
Gewerbehöfen verspricht sich die Wirtschaftsförderung grundsätzlich Synergien und 
Entwicklungsperspektiven sowohl für Unternehmen der entsprechenden Branchen als 
auch für die Stadtteile, in denen die Höfe errichtet werden.

Bei der Entwicklung von Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am Main handelt es 
sich um ein priorisiertes Projekt des Masterplans Industrie aus dem Handlungsfeld 
„Räumlich-funktionales Entwicklungskonzept“ (Projekt Nr. 7: „Perspektiven für das 
Stadtteilgewerbe“) und zugleich ein Leitprojekt des Integrierten 
Stadtentwicklungskonzeptes – Frankfurt 2030+ („Perspektiven für das Stadtteilgewerbe: 
Gewerbe- und Handwerkerhöfe entwickeln“). Darüber hinaus findet sich die 
Entwicklung von Handwerker-/Gewerbehöfen als Handlungsempfehlung im Masterplan 
Kreativwirtschaft 2021-2026 („Innovative Prototypen realisieren“).
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1.3. Aufgabenstellung und Zielsetzung der Umsetzungsstudie

Die Finanzierung der Studie erfolgt über den Etatantrag (E 137) „Projektförderung 
Handwerkerhöfe“ der Fraktionen von GRÜNEN, SPD, FDP und Volt zum Produkthaushalt 
2022 vom 04.05.2022 in Höhe von 100.000 Euro.

Ziel der Umsetzungsstudie ist es, wirtschaftliche, rechtliche, organisatorische und 
verwaltungstechnische Fragen im Zusammenhang mit der Entwicklung und dem 
Betrieb von Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am Main zu beantworten sowie 
unter Abwägung von Alternativen eine Empfehlung für ein Betriebs- und 
Finanzierungsmodell abzugeben. Die Studie soll hierzu zunächst Stärken und 
Schwächen sowie Chancen, Risiken und Handlungsmöglichkeiten aufzeigen. Dabei sind 
im Besonderen die Marktbedingungen in Frankfurt am Main sowie örtliche rechtliche, 
organisatorische und verwaltungstechnische Aspekte zu berücksichtigen.

Ausgehend von den Ergebnissen der Analyse sollen im Weiteren konkrete 
Empfehlungen für ein Betriebs- und Finanzierungsmodell sowie zu notwendigen 
organisatorischen und verwaltungstechnischen Voraussetzungen aufgezeigt sowie 
konkrete Umsetzungsschritte formuliert werden.

Die Studie soll damit Grundlage für die Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen in 
Frankfurt am Main sein. Ganz konkret steht dabei im Fokus, den weiteren 
ämterübergreifenden Planungsprozess der Stadt Frankfurt nahtlos und anschlussfähig 
vorzubereiten und so zu gestalten, dass direkt umsetzbare Schritte einer möglichen 
Realisierung folgen und durch die Stadt Frankfurt am Main sowie die weiteren Partner 
eingeleitet werden können. Hierfür werden konkrete Umsetzungsempfehlungen und
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Maßnahmenpläne in den relevanten Aufgabenbereichen (z. B. Gründung einer 
Gesellschaft, Finanzierungsrahmen, Antragsstellung Fördermittel, 
Partnerschaftsmodell) entwickelt, mit der Wirtschaftsförderung sowie der IHK Frankfurt 
am Main und Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main abgestimmt und zur 
Entscheidungsfindung vorbereitet. Dabei stellt die Kommunikation und die Abstimmung 
einen wichtigen Aufgabenbereich dar, um einen reibungslosen Ablauf hinsichtlich der 
Einbringung und anvisierten Entscheidungsfindung im Anschluss an die 
Umsetzungsstudie herzustellen. Die Ergebnisse und die Handlungsempfehlungen der 
Studie werden in einem strukturierten Dialog und Rückkopplungsprozess mit der 
Wirtschaftsförderung, der IHK sowie der HWK und weiteren Stakeholdern erarbeitet 
und fortlaufend abgestimmt. 

© querbeet – Gettyimages.com© snowing12 – Fotolia.com
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Die Umsetzungsstudie zur Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am 
Main wurde in einem mehrstufigen und partizipativ angelegten Prozess durchgeführt. 
Dieser war in vier inhaltlich aufeinander abgestimmte Stufen unterteilt, die das Gerüst 
für die gesamte Studie bildeten. Die Bearbeitungsstufen werden auf den nachfolgenden 
Seiten detaillierter vorgestellt. Im ersten Arbeitsschritt wurden verschiedene 
Betriebsmodelle mit jeweils unterschiedlichen Trägerschaftsstrukturen (öffentlich vs. 
privat) untersucht sowie bereits etablierte Modelle in anderen deutschen Großstädten 
beleuchtet (Benchmarkanalyse). Ausgehend davon wurden Vorzugsvarianten für 
Betriebsmodelle in Frankfurt am Main definiert. Im zweiten Arbeitsschritt erfolgte die 
Standortbewertung verschiedener Gewerbegrundstücke im Stadtgebiet. Im dritten 
Baustein wurde eine Wirtschaftlichkeitsbewertung der zuvor definierten 
Vorzugsvarianten vorgenommen. In der abschließenden vierten Stufe wurden 
schließlich konkrete Handlungsempfehlungen und Maßnahmenpläne für die weitere 
Umsetzung zur Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen abgeleitet. 

Die regelmäßige Kommunikation und Abstimmung mit relevanten Stakeholdern, 
insbesondere Wirtschaftsförderung Frankfurt als Auftraggeberin, Handwerkskammer 
Frankfurt-Rhein-Main, IHK Frankfurt am Main und Stadtplanungsamt Frankfurt, bildete 
während der Studienerstellung  ein zentrales Element, um einen reibungslosen Ablauf 
hinsichtlich der Einbringung lokaler Fachexpertise herzustellen. Die Ergebnisse der 
Studie wurden in einem strukturierten Dialog und Rückkopplungsprozess mit lokalen 
Akteuren erarbeitet und fortlaufend abgestimmt.

Am Ende des gemeinsamen Prozesses stehen nun konkrete Handlungsempfehlungen 
und Maßnahmenpläne, die den handelnden Personen der Wirtschaftsförderung sowie 
IHK und HWK der weiteren Umsetzung und Entscheidungsfindung dienen. 

Abbildung 1 – Überblick zum Untersuchungsvorgehen der Umsetzungsstudie (I)
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Inhaltliche Fragestellungen:

2. PROZESS UND METHODISCHES VORGEHEN

Prozessuale Fragestellungen:
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Welches Betriebs- und Finanzierungsmodell eignet sich für Handwerker-/ 
Gewerbehöfe in Frankfurt am Main vor dem Hintergrund lokaler 
Marktanforderungen? 

Welche grundsätzlichen Voraussetzungen müssen für eine Realisierung 
gegeben sein? Welche Herausforderungen werden von lokalen Akteuren 
(Politik, Verwaltung, potenzieller Betreiber, Entwickler) gesehen?

Welche Erfahrungen gibt es aus anderen Großstädten (Benchmarks), die 
Handwerker-/Gewerbehöfe bereits etabliert bzw. sich mit einer Umsetzung 
befasst haben?

Welche Standortanforderungen bestehen? Welche Standortfaktoren 
müssen bei der Sondierung potenzieller Standorte besonders 
berücksichtigt werden?

Wie ist die Wirtschaftlichkeit für die Entwicklung und den Betrieb eines 
Handwerker-/Gewerbehofes zu bewerten?

Welche Akteure gilt es im Rahmen des weiteren Prozesses zur Umsetzung 
der Projektidee einzubeziehen?

Welche konkreten Mehrwerte und Potenziale (wirtschaftlich, sozial, 
ökologisch) sind durch  eine Realisierung von Handwerker-/Gewerbehöfen 
zu erwarten? Wie können diese gegenüber Gremien transportiert werden?

Welche konkreten Umsetzungsschritte bedarf es im Hinblick auf die 
Realisierung von Handwerker-/Gewerbehöfen? Auf was gilt es besonders 
zu achten?

Zu Beginn der Studienerstellung wurden mit den beteiligten Akteuren der städtischen Wirtschaftsförderung, der IHK und der HWK die zentralen Fragestellungen definiert bzw. 
geschärft.
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Die Eingrenzung und Entwicklung eines wirtschaftlich tragfähigen und langfristigen 
Betriebsmodells ist grundlegend für eine Projektrealisierung und Organisation von 
Handwerker-/Gewerbehöfen, wozu insbesondere die Implementierung einer Aufbau- 
und Ablauforganisation, die Ermittlung des Finanzierungs-/Ressourcenbedarfs und die 
Definition der konkreten Rolle der Stadt Frankfurt am Main zählen. 

3.1 Vorgehen zur Ermittlung einer Vorzugsvariante für ein Betriebsmodell

Die Prüfung verschiedener Betriebsmodellvarianten und Identifizierung von 
Vorzugsvarianten für Frankfurt am Main erfolgte in einem dreistufigen Vorgehen. 

• Stufe 1 – Gegenüberstellung möglicher Betriebsmodelle: 
In der ersten Stufe wurden die Grundlagen für die Umsetzungsstudie ermittelt. Diese 
umfassten die Rahmenbedingungen des Marktes (u. a. rechtliche Aspekte, 
branchenspezifische Anforderungen) sowie die Betrachtung möglicher 
Betriebsmodelle (mit kommunaler Beteiligung) anhand einer Desk Research sowie 
auf Basis fachlicher Expertise seitens Drees & Sommer. Ziel war es, ein tieferes 
Verständnis für die Anforderungen und Rahmenbedingungen zu entwickeln, die für

die erfolgreiche Umsetzung und den Betrieb von Handwerker-/Gewerbehöfen 
notwendig sind. Im Zuge dessen wurden mögliche Betriebsmodelle in kommunaler 
Trägerschaft bzw. mit kommunaler Beteiligung anhand vorabgestimmter Kriterien 
miteinander verglichen, um eine erste Einordnung hinsichtlich einer grundsätzlichen 
Eignungsfähigkeit für Handwerker-/Gewerbehöfe in Frankfurt am Main 
vorzunehmen.

• Stufe 2 – Gegencheck anhand ausgewählter Best-Practice-Beispiele:
Ausgehend von einer ersten Vorbewertung in Stufe 1 erfolgte eine tiefergehende 
Bewertung und Priorisierung möglicher, für Frankfurt am Main passfähiger Modelle. 
Hierzu wurden in einer zweiten Bearbeitungsstufe im Rahmen einer 
Benchmarkanalyse vergleichbare Großstädte in Deutschland mit etablierten 
Betriebsmodellen für Handwerker-/Gewerbehöfe beleuchtet (München, Hamburg, 
Leipzig, Karlsruhe). Alle genannten Städte zeichnen sich durch eine proaktive und 
engagierte Wirtschaftsförderungsorganisation aus, die gezielt Handwerksbetriebe 
sowie kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) fördert. 

Aufbauend auf einer Desk-Research-Analyse zu den ausgewählten Best-Practice-

BETRIEBSMODELL

Grundlagenermittlung / Markterkundung

Modellvergleich Betrieb 
und Finanzierung

Benchmarkanalyse1
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Standorten wurden leitfadengestützte Interviews mit den jeweils an den Standorten 
handelnden Personen bzw. Entscheiderinnen und Entscheidern der jeweiligen 
Betreiberorganisation geführt. Im Zeitraum zwischen Mai und Juni 2024 wurden 
insgesamt vier leitfadengestützte Interviews mit insgesamt fünf Expertinnen und 
Experten geführt und anschließend in anonymisierter Form ausgewertet.

• Stufe 3 – Eignungsprüfung FFM:
In einem zusätzlichen dritten Arbeitsschritt wurden weitere Fachgespräche mit 
lokalen Expertinnen und Experten aus Frankfurt am Main vor dem Hintergrund 
lokaler Rahmenbedingungen, Bedarfe und Zielsetzungen durchgeführt, um so  
einerseits konkretere Erkenntnisse bezüglich der Pass- bzw. Eignungsfähigkeit 
bestimmter Modelle für Frankfurt am Main zu gewinnen. Andererseits wurden über 
die Gespräche auch fachliche Einschätzungen bzgl. des generellen Mehrwerts von 
Handwerker-/Gewerbehöfen sowie zu umsetzungsrelevanten Faktoren eingeholt. 
Zwischen Mai und Juli 2024 fanden fünf vertraulich geführte (Gruppen-)Gespräche 
mit acht Expertinnen und Experten statt.

Die Erkenntnisse aus den drei Stufen werden auf den nachfolgenden Seiten vorgestellt. 
Sie führen zu einer Priorisierung der Betriebsmodelle (mit kommunaler Beteiligung) 
für die Umsetzung von Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am Main. 

Zusätzlich wurden in einem weiteren Untersuchungsschritt alternative Modelle in 
Kooperation mit bzw. unter Federführung privater Akteure untersucht und bewertet 
(siehe Kapitel 3.5). 

Im darauffolgenden Kapitel 3.6 wird schließlich eine Vorzugsvariante für ein 
Betriebsmodell abgeleitet.
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Abbildung 2 – Dreistufiges Vorgehen zur Identifizierung von geeigneten und realisierbaren Betriebsmodellen

Eignungsprüfung 

Frankfurt a. M.

Gegencheck anhand ausgewählter 

Best-Practice-Beispiele

Gegenüberstellung möglicher Betriebsmodelle

321 Vorzugsvariante für 
Frankfurt a. M.
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3.2 Stufe 1 – Gegenüberstellung möglicher Betriebsmodelle (Vorauswahl)

Zu Beginn wurden anhand einer Desk-Research-Analyse unterschiedliche 
Betriebsmodelle in kommunaler Trägerschaft bzw. mit kommunaler Beteiligung 
zusammengetragen, gegenübergestellt und anhand grundlegender Anforderungen an 
einen Betrieb für Handwerker-/Gewerbehöfe in Frankfurt am Main miteinander 
verglichen – insbesondere mit dem Fokus auf Aufgabenwahrnehmung, Rechtsform-
spezifische Charakteristika, Finanzierung, steuerrechtliche Aspekte und kommunale 
Einfluss- bzw. Entscheidungsmöglichkeiten (siehe nebenstehende Abbildung 3).

Im Rahmen dieser initialen Gegenüberstellung und Prüfung kristallisierten sich 
grundsätzlich fünf mögliche, mehrheitsfähige Betriebsmodelle heraus. Gemein 
haben diese Modelle, dass jeweils die Stadt in aktiver Rolle als Träger und Betreiber 
auftritt. Die Reflexion der Eignung der Modelle erfolgte in diesem Schritt auf Basis 
nachfolgender Bewertungskriterien sowie unter Berücksichtigung einschlägiger 
Projekterfahrungen und fachlicher Expertise von Drees & Sommer.

• Kurzcharakteristik

• Rechtsform

• Trägerschaftsstruktur und Aufgabenwahrnehmung

• Vorliegen etablierter Anwendungs-/Benchmarkbeispiele

• Haushalt, Finanzierung und Steuerrecht

• interne Organisation und Kommunikation

• kommunalpolitischer Einfluss

21

Abbildung 3 – Überblick der untersuchten Betriebsmodelle und Vorauswahl mehrheitsfähiger Modelle
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Die Abwägung der jeweiligen Vor- und Nachteile der fünf vorausgewählten 
Betriebsformen erfolgte unter Berücksichtigung der übergeordneten Zielsetzungen 
und dem Auftrag der Wirtschaftsförderung bezüglich der Errichtung von Handwerker-/ 
Gewerbehöfen. Ausgehend hiervon konnte eine Vorauswahl von drei grundsätzlich 
geeigneten Modellen getroffen werden (siehe nebenstehende Übersicht).

Gegen eine verwaltungsinterne Immobilienabteilung sprechen insbesondere ein 
geringer Grad an wirtschaftlicher Handlungsfreiheit (Aufstellung, Genehmigung des 
Haushalts) und vergleichsweise lange Kommunikations- und Entscheidungswege. Auch 
im Modell des städtischen Eigenbetriebs bestehen eingeschränkte 
Handlungsmöglichkeiten aufgrund fehlender Rechtspersönlichkeit – der Eigenbetrieb 
unterliegt der Führung der Trägerkörperschaft. Hinzukommt, dass die Verwaltung 
eines Eigenbetriebs umfangreiche administrative Aufgaben erfordert. Dies umfasst die 
Buchführung, die Erstellung von Jahresabschlüssen und die Einhaltung gesetzlicher 
Vorschriften.

Eine ausführliche tabellarische Gegenüberstellung der Betriebsmodelle mit 
kommunaler Beteiligung ist Anlage I des Anhangs zu entnehmen. 
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Kommunale Eigengesellschaft (GmbH)

100 % Tochter der Stadt 

Kommunale Anstalt öffentlichen Rechts (AöR)

100 % Stadt

Kommunale Beteiligungsgesellschaft (GmbH)

Gesellschaft mit < 50 % externen Partnern (Banken, 
Wirtschaftskammer, privater Bauträger und Betreiber)

Verwaltungsinterne Immobilienabteilung

100 % Stadt

Vorauswahl möglicher Betriebsmodelle

Eigenbetrieb

100 % Stadt

Abbildung 4 – Vorauswahl möglicher Betriebsmodelle mit kommunaler Beteiligung
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3.3 Stufe 2 – Benchmarking – Vergleich mit ausgewählten Best-Practice-Standorten

Im Rahmen der Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern von 
Betreiberorganisationen von Handwerker-/Gewerbehöfen in anderen deutschen 
Großstädten wurden die verschiedenen, bereits voreingegrenzten Modelle aus 
fachlicher Sicht und auf Basis teils langjähriger Praxiserfahrung hinsichtlich Tragfähigkeit 
und Umsetzbarkeit bewertet. Diese Einschätzungen aus der Praxis wurden im Anschluss 
an die Interviews ausgewertet und der initialen Bewertung (Schritt 1) 
gegenübergestellt.

Mit folgenden Betriebsorganisationen wurden Interviews geführt:

• LGH - Leipziger Gewerbehof GmbH & Co. KG

• MGH - Münchner Gewerbehof- und Technologiezentrumsgesellschaft mbH

• Sprinkenhof GmbH Hamburg

• Wirtschaftsförderung Stadt Karlsruhe

Dabei wurden im Wesentlichen folgende Themenkomplexe behandelt:

• Hintergrund und Genese der Handwerker-/Gewerbehöfe

• Aufbau und Betrieb einer Organisation

• Lessons Learned und Hinweise für andere Standorte

Eine ausführliche Synopse der Interviewergebnisse zum Benchmarking ist Anlage II des 
Anhangs zu entnehmen.

 

Zentrale Botschaften aus den Benchmark-Interviews
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❖ „Ein Gewerbehof ist immer eine konkrete Antwort auf ein lokales Problem bzw. 
einen standortbezogenen Bedarf.“

❖ „Der konkrete Zielgruppenbedarf ist vorab zu ermitteln.“

❖ „Auf dem Weg zur Umsetzung gilt es, politische Fürsprecher (führende Köpfe) aus 
dem Handwerk in den Gremien zu mobilisieren.“

❖ „Ein einziger Gewerbehof bringt nicht viel. Vielmehr bedarf es eines langfristigen 
Programmes als Teil der Wirtschaftsförderstrategie.“

❖ „Über einen gemeinsamen Marktauftritt mit mehreren Gewerbehöfen schafft man 
eine wahrnehmbare Marke mit einem Qualitätsbegriff.“

❖ „Bei der Wahl des Geschäftsmodells ist rechtliche Flexibilität wichtig – 
Beihilferecht wird immer komplexer und muss geprüft werden.“

❖ „Betrieben langfristige Sicherheit und zugleich Flexibilität (Kündigungsfrist) über 
Mietvertrag bieten, ist entscheidend.“

❖ „Anlaufphase ohne Vollvermietung bei Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
berücksichtigen“

❖ „Grundanforderungen an Infrastruktur (Verkehrsflächen, Ladezonen, 
Erschließungskerne, Geschosshöhen, Traglasten) müssen gegeben sein.“

❖ „Skalierbarkeit/Flexibilität unterschiedlicher Flächengrößen sind ganz wesentlich 
(Modulbauweise).“

❖  „Zusätzliche Services für Betriebe werden über die IHK und HWK abgedeckt.“



24 Drees & Sommer | Umsetzungsstudie Handwerker-/Gewerbehöfe Frankfurt am Main | Endbericht

Auf Basis der Erfahrungswerte und Einschätzungen der involvierten Expertinnen und 
Experten der Benchmark-Standorte stellt sich heraus, dass die Anstalt öffentlichen 
Rechts (AöR) bislang kein erprobtes Modell für Handwerker-/Gewerbehöfe darstellt.

Im Vergleich zu einer GmbH – als kommunale Eigengesellschaft oder 
Beteiligungsgesellschaft mit weiteren externen Partnern organisiert – verfolgt eine 
AöR in der Regel einen öffentlichen Zweck (Bsp. Krankenhäuser, Universitäten, 
Kultureinrichtungen) und ist somit für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben der 
Daseinsvorsorge zuständig. Daseinsvorsorge umfasst die Bereitstellung und Sicherung 
des allgemeinen und diskriminierungsfreien Zugangs zu existentiellen Gütern und 
Leistungen für die Bürgerschaft auf Basis definierter qualitativer und quantitativer 
Standards. Inwieweit die Daseinsvorsorge einen Handwerker-/Gewerbehof umfasst, ist 
rechtlich zu prüfen. Seitens Drees & Sommer wird die fachliche Auffassung vertreten, 
dass Handwerker-/Gewerbehöfe davon ausgenommen sind.

Keiner der untersuchten Benchmark-Standorte hat die Eigentümer-/Betreiberaufgaben 
in einer AöR gebündelt. Eine AöR gehört in Deutschland nicht zu den priorisierten 
Rechtsformen für Handwerker-/Gewerbehöfe und wird daher hinsichtlich der 
Eignungsfähigkeit für Frankfurt am Main ausgeschlossen. 

Die GmbH bietet wiederum eine flexiblere Ausgestaltung von betrieblichen Strukturen 
und Aufgaben (u. a. kurze Entscheidungswege, höhere thematische Fokussierung in 
der Gremienarbeit, Angebot von am Markt orientierten Leistungen). Die GmbH kann 
Gewinne erzielen und haftet beschränkt auf das Gesellschaftsvermögen. Eine 
Vorsteuerabzugsfähigkeit, insbesondere bei investiven Maßnahmen, ist gegeben. 
Durch die Beteiligung der Stadt bleibt der kommunale Einfluss gewahrt. 

Kommunale Eigengesellschaft (GmbH)

100 % Tochter der Stadt 

Kommunale Anstalt öffentlichen Rechts (AöR)

100 % Stadt

Kommunale Beteiligungsgesellschaft (GmbH)

Gesellschaft mit < 50 % externen Partnern (Banken, 
Wirtschaftskammer, privater Bauträger und Betreiber)

Verwaltungsinterne Immobilienabteilung

100 % Stadt

Weitere Eingrenzung möglicher Betriebsmodelle

Eigenbetrieb

100 % Stadt

Abbildung 5 – Weitere Eingrenzung möglicher Betriebsmodelle
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3.4  Stufe 3 – Eignungsprüfung für Frankfurt am Main 

Um die vorausgewählten Betriebsmodelle auf Basis der ersten beiden 
Bearbeitungsstufen konkret auf Eignungsfähigkeit in Frankfurt am Main hin zu 
überprüfen und dabei lokale Anforderungen für eine Errichtung von Handwerker-/ 
Gewerbehöfen zu berücksichtigen, wurde die Expertise lokaler Akteure genutzt.

Mit folgenden lokalen Akteuren wurden Interviews geführt:

• BEOS AG

• Dezernat III - Planen und Wohnen Frankfurt am Main

• Dezernat IV - Wirtschaft, Recht und Stadtmarketing Frankfurt am Main

• HFM Managementgesellschaft für Hafen und Markt mbH

• KEG Konversions-Grundstücksentwicklungsgesellschaft mbH

• SEGRO Germany GmbH

Dabei wurden im Wesentlichen folgende Themenkomplexe behandelt:

• Persönliche Funktion bzw. Verbindung der Einrichtung

• Standortanforderungen

• Entwicklung eines tragfähigen Betriebs-/Geschäftsmodell

• Hinweise/Empfehlungen für weiteres Vorgehen

Eine ausführliche Synopse der Interviewergebnisse findet sich in Anlage III des Anhangs.

 

Zentrale Botschaften aus den Fachgesprächen mit lokalen Akteuren in FFM
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❖ „Politischer Wille muss in Verwaltungshandeln umgesetzt werden.“

❖ „Finanzielle Förderungen sind angesichts hoher Investitionskosten und eine 
Anlaufphase ohne Vollvermietung Grundvoraussetzung für die Realisierung.“

❖ „Der Kosten-Nutzen-Effekt einer Realisierung ist über die Wirtschaftlichkeits-
betrachtung eines Handwerker-/Gewerbehofs hinaus zu betrachten 
(ökonomischer, sozialer, ökologischer Impact für Standort Frankfurt am 
Main).“

❖ „Bau und Betrieb eines Gewerbehofs ist kein rentierliches Modell für Private. 
Die Stadt muss auch bei privater Beteiligung eine aktive Rolle einnehmen.“ 

❖ „Im Falle einer städtischen Beteiligungsgesellschaft ist eine angemessene 
personelle Ausstattung und Kapitalbeteiligung seitens der Stadt notwendig.“ 

❖ „Betreibergesellschaft sollte marktwirtschaftlichen Bedingungen 
unterliegen.“

❖ „Reine Verwaltungslösung und Eigenbetrieb sind eher ungeeignet.“

❖ „Umbau im Bestand aus Investitionssicht grundsätzlich sinnvoll, Kompromisse 
sind jedoch einzugehen und Betriebskosten i. d. R. deutlich höher.“

❖ „Erreichbarkeit und verkehrliche Erschließung sind primäre 
Voraussetzungen.“

❖ „Wichtig ist die Gebäudeerschließung/-infrastruktur, v. a. im Hinblick auf 
Lastenaufzug und Deckentraglast.“
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Unter Berücksichtigung der Expertenmeinungen lokaler Akteure sowie externer 
Expertinnen und Experten von Benchmark-Standorten kann dem Modell der 
kommunalen Eigengesellschaft (100 % Tochter GmbH der Stadt) eine höhere Eignung 
gegenüber einer kommunalen Beteiligungsgesellschaft attestiert werden.

Gegenüber einer Beteiligungsgesellschaft liegt der Vorteil bei der Eigengesellschaft 
insbesondere im „Betrieb aus einer Hand“. Interessenskonflikte können so vermieden 
und Schnittstellen bzw. Kooperationen zu externen Partnern (z. B. IHK/HWK) 
vergleichsweise unkompliziert hergestellt und gestaltet werden. Die kommunale 
Einflussnahme ist bei Eigengesellschaft aufgrund der 100-%-Beteiligung ausgeprägter. 
Benchmark-Beispiele in München, Leipzig und Hamburg bestätigen zudem die 
Tragfähigkeit des Modells der kommunalen Eigengesellschaft.

Ein möglicher Vorteil bei der GmbH mit privaten Mitgesellschaftern kann jedoch in der 
Einbeziehung von Know-how und Rüstkosten zur Ausstattung der Gesellschaft liegen. 
Die Vorsteuerabzugsfähigkeit ist bei beiden Modellen gegeben.
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Kommunale Eigengesellschaft (GmbH)

100 % Tochter der Stadt 

Kommunale Anstalt öffentlichen Rechts (AöR)

100 % Stadt

Kommunale Beteiligungsgesellschaft (GmbH)

Gesellschaft mit < 50 % externen Partnern (Banken, 
Wirtschaftskammer, privater Bauträger und Betreiber)

Verwaltungsinterne Immobilienabteilung

100 % Stadt

Vorzugsvariante (kommunaler Betrieb)

Eigenbetrieb

100 % Stadt

Abbildung 6 – Vorzugsvariante Kommunale Eigengesellschaft
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3.5 Alternativmodelle mit privaten Akteuren

Aus den Gesprächen mit lokalen Akteuren hat sich herauskristallisiert, dass neben einer 
rein städtischen Lösung (Eigengesellschaft baut und betreibt) auch alternative Modelle 
in Kooperation mit privaten Investoren möglich sind, die über die Frage des Betriebs 
hinausgehen. In den nachfolgenden Ausprägungen übernimmt die Stadt eine aktive 
Rolle bei Umsetzung und Management von Handwerker-/Gewerbehöfen.
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Ein Erbbaumodell, sowohl in Variante A (Stadt als Erbbaurechtgeber) als auch Variante 
B (Stadt als Erbbaurechtnehmer), ist als unrealistisch zu bewerten. In Variante A tritt die 
Stadt Frankfurt am Main als langfristiger nichtinvestiver Kooperationspartner für den 
Investor auf und kann dabei eine aktive Unterstützungsrolle (u. a. Unter-/ 
Zwischenvermietung in Rolle eines Ankermieters, Übernahme definierter 
Betreiberaufgaben, Schnittstellenfunktion Stadt/Betreiber/IHK/HWK) übernehmen. 
Dieses Modell ist für private Investoren aufgrund geringer bzw. fehlender 
Renditeperspektiven unattraktiv und nicht interessant. Daher kann bei dieser Variante 
von einem sehr geringen Investoreninteresse ausgegangen werden. Umgekehrt ist im 
Fall von Variante B aus wirtschaftlichen Gründen ein geringes Interesse seitens der 
Stadt zu konstatieren. Als umsetzungsfähig wird jedoch das Mietmodell erachtet, bei 
dem die Stadt als Haupt- bzw. Ankermieter gegenüber einem privaten Eigentümer 
auftritt und hier, ganz oder teilweise, als Betreiber fungieren könnte. Auf diese Weise 
könnten zum einen das finanzielle Risiko für den Investor abgemildert und zum anderen 
kleinteilige Vermietungen zu einem großen Anteil an die Stadt ausgelagert werden, was 
wiederum die Bereitschaft von möglichen Investoren, sich an einem entsprechenden 
Modell zu beteiligen, steigern dürfte.
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• Stadt als Anker-/Hauptmieter von Teil- 
oder Gesamtfläche (Eigentum Investor)

• Stadt vermietet an Handwerks-/ 
Gewerbefirmen unter

• Stadt nimmt dem Investor finanzielles 
Risiko ab

MIETMODELL

INVESTOR 
Eigentümer

STADT
Hauptmieter

Miete

• Stadt vergibt Gewerbegrundstücke im 
Erbbaurecht (Bsp. Hafen)

• Investor tritt als Bauherr auf, errichtet 
und betreibt Handwerker-/Gewerbehof

• Investor zahlt einen jährlichen 
Erbbauzins an die Stadt 

ERBBAUMODELL – Variante A

STADT 
Eigentümer

INVESTOR
BauherrErb-

bauzins

• Privater Eigentümer vergibt 
Gewerbegrundstücke an Stadt im 
Erbbaurecht 

• Stadt tritt als Bauherr auf, errichtet und 
betreibt Handwerker-/ Gewerbehof

• Stadt zahlt einen jährlichen Erbbauzins 
an den Privaten 

ERBBAUMODELL – Variante B

INVESTOR
Eigentümer

STADT
BauherrErb-

bauzins

Abbildung 7 – Alternative Modelle für Bau und Betrieb mit privaten Akteuren



3.6 Schlussfolgerungen zur Ableitung einer Vorzugsvariante

Die Eignung und Wahrscheinlichkeit der Anwendung der voreingegrenzten 
Betriebsmodelle in Frankfurt am Main hängt maßgeblich von drei Faktoren ab: (a) 
Verfügbarkeit von Gewerbegrundstücken, (b) Finanzierungsvoraussetzungen Stadt 
Frankfurt am Main und (c) Bereitschaft von langfristig ausgerichteten privaten 
Investoren mit Marktkenntnis und Erfahrung, Betreiberfunktionen (kleinteilige 
Vermietung für Handwerksbetriebe) zu übernehmen.

In Abgleich mit den Benchmark-Gesprächen und den lokalen Akteuren bestätigten sich 
im Rahmen der Betriebsmodelluntersuchung letztlich die Potenziale einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung als kommunale Eigengesellschaft („Eigenmodell“). 
Insbesondere die schnellen Entscheidungswege, steuerlichen Aspekte, eigene 
Rechtsfähigkeit sowie wirtschaftliche und organisatorische Flexibilität stellen Vorteile 
gegenüber einer verwaltungsinternen Lösung und gegenüber Rechtsformen des 
öffentlichen Rechts (Eigenbetrieb, AöR) dar.

Das Eigenmodell ist wie folgt zu umschreiben: 

• Stadt Frankfurt am Main gründet eine Eigengesellschaft (Eigentum 100 % Stadt 
Frankfurt am Main) mit der Aufgabe des Baus und Betriebs von Handwerker-/ 
Gewerbehöfen. 

• Die GmbH übernimmt Bauherrenfunktion auf eigene Rechnung. Die 
Gewerbegrundstücke können im Eigentum der Stadt Frankfurt am Main verbleiben 
(kein Verkauf bzw. Grundstücksübertragung aufgrund von Grunderwerbssteuer). 
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• Die GmbH übernimmt das Management und die Betreiberaufgaben und ist 
unabhängig von privaten Investoren. Kommunale Einflussmöglichkeiten sind 
gewahrt. 

• Die GmbH und die Stadt Frankfurt am Main übernehmen Finanzierung, die 
Eigenkapitalausstattung (Fremdkapital über Kommunalkredite) sowie den 
Verlustausgleich (Zuschuss). 

Ein alternatives privates Mietmodell von Handwerker-/Gewerbehöfen ist im Kontext 
des Marktumfeldes kein Selbstläufer. Kleinteilige Vermietungen erfordern einen hohen 
Verwaltungs-/Managementaufwand und bergen Nachteile hinsichtlich des 
Mietpreisniveaus (Abschlag gegenüber anderen Nutzungen mit deutlich höheren 
Mieterträgen). Dies führt dazu, dass Investoren andere lukrativere und ertragreichere 
Gewerbenutzungen grundsätzlich bevorzugen. Handwerker-/Gewerbehöfe sind als 
Nischenprodukt am Immobilienmarkt in der Regel nur dann tragfähig, wenn ein 
langfristig ausgerichteter Grundstückseigentümer und Investor das Geschäftsmodell 
kennt, den Betrieb eigenständig übernehmen kann und die Bau-/Betriebskosten 
beherrscht. Der Neubau von Handwerker-/Gewerbehöfen ist angesichts der Bau-/ 
Investitionskosten mit hohen Unsicherheiten verbunden. Die Realisierung eines 
spekulativen Neubaus (ohne Vorvermietung und Ankermieter) durch einen Investor ist 
sehr risikobehaftet und unwahrscheinlich.* 

Es ist davon auszugehen, dass die Realisierung eines privatwirtschaftlichen Mietmodells 
die aktive Mitgestaltung und Beteiligung der Stadt Frankfurt am Main erfordert – in 
Gestalt eines langfristigen Hauptmietvertrags (Gesamt- oder Teilflächen, 
Untervermietung an Handwerksbetriebe) des Handwerker-/Gewerbehofs und/oder 
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*Eine detaillierte Analyse des privaten Mietmodells in Bezug auf Kosten und 
Wirtschaftlichkeit ist Kapitel 5 entnehmen.



durch Übernahme von Verwaltungsaufgaben. Unter Berücksichtigung aller 
Bewertungskriterien kann das Modell der kommunalen Eigengesellschaft als 
Vorzugsvariante betrachtet werden. 

Aufgrund der bereits genannten Randbedingungen und Hürden ist bei Betrachtung 
alternativer privater Modelle das Mietmodell als grundsätzlich umsetzungsfähig 
einzustufen. Das Mietmodell ist wie folgt zu umschreiben:

• Privater Investor errichtet einen oder mehrere Handwerker-/Gewerbehöfe auf 
eigene Rechnung (Bauherr) und behält die Objekte im Bestand. 

• Betreiber-/Vermietungsaufgaben werden vom Investor selbst oder einer 
kommunalen Betreibergesellschaft (Ressourcenausstattung, immobilienwirtschaft-
liches Know-how, Netzwerke als Voraussetzung) übernommen.

• Da die wirtschaftliche Amortisation eines Neubaus für einen Investor einen 
kritischen Erfolgsfaktor darstellt, werden als Voraussetzung für die Investition und 
bauliche Realisierung mit hoher Wahrscheinlichkeit Sicherheiten von der Stadt 
Frankfurt am Main eingefordert werden (u. a. Hauptmietvertrag, verbindliches 
Standortkonzept und Konkurrenzschutz). 

• Die Stadt Frankfurt am Main tritt dabei als langfristiger nichtinvestiver 
Kooperationspartner für den Investor auf und übernimmt eine aktive 
Unterstützungsrolle (u. a. Unter-/Zwischenvermietung, Übernahme Betreiber-
aufgaben, Schnittstellenfunktion Stadt/Betreiber/IHK/HWK).

• Im Unterschied zum Eigenmodell, bei welchem die Investitionskosten in Vermögens-

3. ANALYSE UND BEWERTUNG VON BETRIEBSMODELLVARIANTEN

29 Drees & Sommer | Umsetzungsstudie Handwerker-/Gewerbehöfe Frankfurt am Main | Endbericht

bildung bzw. -erhaltung des Eigentums fließen, tätigt die Stadt im Mietmodell 
laufende Mietzahlungen an einen Investor, die letztlich de facto „verloren“ sind.

3.7 Exkurs: Ersteinschätzung zu Vergabe- und Beihilferecht

Nachfolgend werden erste Hinweise zum Beihilferecht im Zusammenhang mit der Wahl 
des Betriebsmodells für Handwerker-/Gewerbehöfe in Frankfurt am Main gegeben. Bei 
der Auswahl des geeigneten Modells müssen folgende Punkte zum Beihilferecht 
berücksichtigt werden:

• Zulässigkeit einer wirtschaftlichen Tätigkeit der Gemeinde: Eine wirtschaftliche 
Tätigkeit kann die Vermietung/Verpachtung von Gewerbeeinheiten in einem 
öffentlichen Gebäude sein (ILB Merkblatt – Unterscheidung zwischen wirtschaftlicher 
und nichtwirtschaftlicher Tätigkeit).

• Kommunales Unternehmen darf durch Subventionierung nicht 
wettbewerbsverfälschend in den Markt eingreifen. Es ist eine grundsätzliche 
Branchenoffenheit sicherzustellen (z. B. über Interessensbekundungsverfahren). 
Bestimmte Kriterien je Projekt/Standort sind vorab zu definieren und 
beihilferechtlich abzusichern.

• Die wirtschaftliche Tätigkeit auf dem freien Markt darf nicht der Hauptzweck sein.

Eine fachjuristische Ersteinschätzung hinsichtlich Vergabe-, Beihilfe- und Kommunal-/ 
Haushaltsrecht ist nachfolgenden Seiten zu entnehmen. Für den weiteren 
Umsetzungsprozess wird eine vertiefende Prüfung durch Einbindung eines Fachjuristen 
erforderlich sein. 



Fachjuristische Ersteinschätzung durch HFK Rechtsanwälte Frankfurt am Main

„Eine detaillierte Prüfung zur Sicherstellung einer wettbewerbskonformen Lösung kann 
nur anhand des konkreten Projektplanes erfolgen. Dabei dürfen weder Anmietungen 
noch Vermietungen der Stadt gegen Vorschriften des Kommunalwirtschafts- und 
Kommunalhaushaltsrechts und gegen die des Vergabe- oder Beihilferechts verstoßen. 
Beide Modelle (Eigenbetrieb und Mietmodell) sind grundsätzlich rechtskonform 
umsetzbar, die Herausforderungen liegen jedoch in den Details und sind insbesondere 
abhängig vom politischen Willen und den wirtschaftlichen Zielen der Stadt und den 
anderen Projektbeteiligten.

• Vergaberecht:

Die Stadt Frankfurt am Main muss prüfen, wie stark sie beim Mietmodell die 
Gestaltung des Gebäudes beeinflussen möchte und wie hoch ihr Anteil an den 
Baukosten, im Falle eines (verlorenen) Baukostenzuschusses wäre. Daraus ergeben 
sich nämlich vergaberechtliche Folgen.

Nach der Rechtsprechung des EuGH (z. B. Urteil vom 22.04.2021 – C-537/19 – 
„Wiener Gate 2“) liegt ein vergabefreier Miet- oder Pachtvertrag vor, wenn der 
Einfluss der Stadt auf die Architektur nur marktüblichen Anforderungen eines 
normalen Mieters entspricht. Insbesondere bei Einfluss der Stadt nur auf die 
Innenausstattung bzw. einen leicht rückgängig zu machenden Innenausbau wäre 
vergaberechtlich weiterhin eine vergabefreie Miete/Pacht anzunehmen. Bei 
darüberhinausgehenden Einflussnahmen der Stadt läge u. U. ein Bauauftrag vor, der 
dem Vergaberecht unterfällt.
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Daneben müsste auch die Beteiligung der Stadt an der Finanzierung überdacht 
werden. Wird ein Baukostenzuschuss als echter bzw. verlorener Zuschuss (also nicht 
als vorweggenommene Miete gezahlt), kann auch unabhängig von der 
architektonischen Einflussnahme durch einen besonders hohen Zuschuss (der in etwa 
die gesamten Baukosten abdeckt) ein verkappter Bauauftrag vorliegen, der zur (EU-
weiten) Ausschreibungspflicht führt (zum Zuschuss siehe nochmals unten).

• Beihilferecht:

Beim Kauf und Verkauf, beim Anmieten und Vermieten von Immobilien muss die 
Stadt darauf achten, dass die Transaktionen zum Marktpreis erfolgen, um 
unzulässige Beihilfen nach Art. 107 Abs. 1 AEUV zu vermeiden. Eine weit über oder 
unter dem Marktpreis liegende Miete könnte zugunsten des Vertragspartners bspw. 
eine Beihilfe darstellen (vgl. bei einer Miete eines Privaten beim staatlichen Akteur, 
die unter der Hälfte der örtlichen Vergleichsmiete liegt, etwa Europäische 
Kommission, Entscheidung vom 11.02.1987, Abl. L 295, S. 25 ff.).

Für lokale Handwerksbetriebe ist allerdings oft schon tatbestandlich keine 
beihilferechtliche (mangels grenzüberschreitender) Relevanz gegeben, da dies als 
rein lokale Wirtschaftsförderung gewertet werden kann (siehe Europäische 
Kommission, Entscheidung vom 05.06.2015 – SA.33149, ABl. C 188, S. 1 – 
„Wirtschaftsbüro KielGaarden“, EuG, Urteil vom 19.10.2022 – T-582/20 – 
„Kongresszentrum Ingolstadt“).

• Kommunalrecht/Haushaltsrecht:

Im Mietmodell kann der Baukostenzuschuss der Stadt als vorweggenommene
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Miete gezahlt werden oder als tatsächlicher sog. verlorener Zuschuss. Im ersten Falle 
wäre eine konsumtive Ausgabe über den laufenden städtischen Haushalt eines jeden 
Jahres möglich, im zweiten Fall wäre dagegen eine investive Ausgabe anzunehmen. 
Bei der Einordnung als Investition wäre wiederum die Verpflichtungsermächtigung 
kommunalpolitisch und -rechtlich herbeizuführen. Damit sind die 
haushaltsrechtlichen Anforderungen und die politischen Implikationen (etwa 
Befassung der und Mehrheitserfordernis in der Stadtverordnetenversammlung) 
deutlich höher (§§ 102 ff. HGO).“

3. ANALYSE UND BEWERTUNG VON 
BETRIEBSMODELLVARIANTEN
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Parallel zur Analyse und Bewertung geeigneter Modellvarianten für den Betrieb von 
Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am Main wurden potenzielle Standorte für 
eine Realisierung geprüft und bewertet. Dies umfasste zunächst eine 
Bestandserfassung (inkl. Standortanalyse), gefolgt von einer Machbarkeitsprüfung im 
Hinblick auf das Immobilienprodukt „Handwerker-/Gewerbehof“. Auf Vorschlag der 
Stadt Frankfurt am Main (Wirtschaftsförderung, Stadtplanungsamt) wurden in 
Abstimmung mit der IHK und HWK drei Standorte für die Prüfung und Bewertung als 
mögliche Standorte für Handwerker-/Gewerbehöfe innerhalb des Stadtgebietes der 
Stadt Frankfurt am Main ausgewählt. 

• Frankfurt Westside 

• Östlich Guerickestraße 

• Samson-Areal 

Es handelt sich bei diesen Standorten um Gewerbegrundstücke, die sich nicht im 
Eigentum der Stadt Frankfurt am Main, sondern im Eigentum privater Investoren und

Immobilien-Asset-Unternehmen befinden. Anhand von Standortbegehungen wurden 
die zuvor definierten Standort-/Prüffaktoren für die Zielgruppe abgeleitet und die 
Bedeutung des Umfeldes auf Handwerker-/Gewerbehöfe eingeordnet.

Zur Einordnung und Bewertung wurden vorliegende Plangrundlagen und 
Grundstücksdokumente herangezogen. Zusätzlich erfolgten Standortbegehungen zur 
Sichtung der lokalen Gegebenheiten (u. a. Erschließung, verkehrliche Anbindung, 
Gelände, Nutzungseignung) sowie zur Ableitung potenzieller Risiken oder Konflikte. 
Darüber hinaus wurden Soll-Anforderungen an einen Handwerker-/Gewerbehof mit 
den vorliegenden Gegebenheiten der Standorte abgeglichen und in einer 
Bewertungsmatrix abgebildet. Die Kriterien für die Standortbewertung (u. a. Lage im 
Stadtgebiet, Größe, Art der Nutzung, verkehrliche Anbindung) wurden mit der 
Wirtschaftsförderung, dem Stadtplanungsamt und der IHK und HWK im Vorfeld 
abgestimmt (siehe S. 34). Diese Prüfung sollte sicherstellen, dass die ausgewählten 
Standorte den Anforderungen und Rahmenbedingungen entsprechen und eine 
erfolgreiche Umsetzung von Handwerker-/Gewerbehöfen grundsätzlich ermöglichen.

STANDORTBEWERTUNG2 Bestandserfassung & 
Standortanalyse

Machbarkeitsprüfung



Ladeinfrastruktur Elektrofahrzeuge im 
Umfeld

Anzahl Ladepunkte für Elektrofahrzeuge (AC/DC) auf dem 
Gewerbegrundstück oder im direkten Umfeld

Nahversorgung und soziale Infrastruktur/ 
Nutzungsstrukturen im direkten Umfeld

Gastronomie, Lebensmitteleinzelhandel, Hotel/Board, Tankstelle, 
optional Kita, Nutzungsstrukturen (Wohnen) und weitere 
gewerbliche Nutzungen

Gewerbeflächenkonkurrenz
Zahl/Größe freier Gewerbeflächen im Umland, die für Handwerk 
von Interesse sind (soweit Daten vorliegend)

Nutzungskategorie (BauNVO) GE/GI
Gewerbegebiet/Industriegebiet (Ausschluss von Auflagen und 
Nutzungseinschränkungen, u. a. Schall)

Baurechtliche Belange

B-Plan (u. a. Art/Maß der baulichen Nutzung, Emissionsauflagen, 
gestalterische Vorgaben, Festsetzung für Gebäude mit min. 12 m 
Höhe und min. 3 Geschossen) 

Planungen (z. B. Gebietsentwicklungen, Aufwertungen, 
Aufstellung/Änderung B-Pläne etc.)

Städtebauliche und nachbarschaftliche Verträge 

Denkmalschutz (ggf. vorhandene Bodendenkmäler)

Grundbuch (Dienstbarkeiten, Umwidmungsverfahren), Baulasten

Grundstücksgröße 10.000 bis 15.000 m² 

Versorgeranbindung des Grundstücks
Anschluss Medien, Wärme, Strom (Starkstrom), Breitband/ 
Glasfaser etc.

Baugrund 
Baugrundeigenschaften (Bewertung ggf. vorhandener 
Einschränkungen zur Bauweise und Gründung); Altlasten; 
unterirdische Infrastruktur, Kampfmittel, 

Klimarisiken/Naturgewalten am Standort Hochwasser, Wind, Erdbeben, Starkregen, Waldbrandgefahr

Zeitliche Verfügbarkeit
Zeitlicher Horizont für die Verfügbarkeit der Flächen für eine 
Umsetzung von Handwerker-/Gewerbehöfen
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4.1 Bewertungsmatrix zur Standortprüfung

Die der Standortprüfung zugrunde gelegte Bewertungsmatrix basiert zum einen auf 
dem  von Wirtschaftsförderung Frankfurt, der IHK und HWK und dem Stadtplanungsamt 
definierten Anforderungskatalog und zum anderen auf fachlichen Erfahrungen von 
Drees & Sommer aus verschiedenen Standort- und Immobilienbewertungsprozessen.

Die Bewertung der Standorte erfolgte vornehmlich qualitativ über den Grad der 
Eignung bzw. Erfüllung der jeweiligen Kriterien (Einteilung in gering, mittel, hoch, sehr 
hoch). Das Bewertungsraster (siehe nachfolgende Tabelle) umfasst Kriterien im Hinblick 
auf das Standortumfeld (Mikro-/Makrostandort), das Gewerbegrundstück (u. a. 
Baurecht, Erschließung, Baugrund) und Anforderungen an das Gebäude (Fokus 
Brownfield/Brachfläche). Eigentumsverhältnisse der jeweiligen Standorte standen nicht 
im Fokus der Standortbewertung und wurden nur nachrangig betrachtet.

Standortfaktoren Grundstück/Umfeld Beschreibung/Merkmalsausprägungen

Lage im Raum/Stadtgebiet Einordnung Standort im Stadtgebiet/Stadtteil 

Verkehrliche Anbindung/Erreichbarkeit 
Mitarbeitende

Erreichbarkeit über unterschiedliche Verkehrsträger (Pkw, 
Fahrrad, zu Fuß, ÖPNV, Schiene), Entfernung Haltestellen (bis 500 
m) und Fahrplan/Taktung

Fahrzeitradien (5, 10, 15, 30 Min PKW-Fahrzeit) 

Verkehrliche Anbindung Lieferverkehr/ 
Touren für Handwerker

Erreichbarkeit des Standorts über Fernverkehrsstraßen (BAB, 
Bundesstraßen) sowie Zufahrtsstraßen (Verkehrs-/Staubelastung 
im Berufsverkehr)

Einsehbarkeit/Sichtbarkeit des Standorts
Sichtbarkeit des Standorts für Wahrnehmung von Kunden und 
Zulieferern etc. 

Tabelle 1 – Bewertungsmatrix zur Standortprüfung



4.2 Zusammenfassende Ergebnisse der Standortbewertung

Bewertung zum Standort „Frankfurt Westside“

Bei der Liegenschaft handelt es sich um das Areal des ehemaligen Industrieparks Griesheim der Clariant AG. Hier 
wird aktuell auf rund 73 Hektar ein modernes Gewerbe- und Industrieareal durch die BEOS AG entwickelt. Der 
Bebauungsplan befindet sich aktuell in der Aufstellung. Eine Nutzung als Handwerker-/Gewerbehöfe wird hierbei 
bereits berücksichtigt, da BEOS großes Interesse an der Entwicklung von Handwerker-/Gewerbehöfen hat. BEOS 
präferiert hierbei eine eigene Entwicklung und Vermietung, weniger eine Veräußerung des Erbbaurechts. Es wird 
großer Wert auf eine hohe Standortqualität gelegt werden. Durch die neue Erschließung des Areals werden alle 
Medien- und Versorgungsleitungen im modernesten Standard vorhanden sein. Das Areal soll über ein 
Nahwärmeversorgungsnetz durch die Abwärme eines Rechenzentrums versorgt werden. Elektroparkplätze werden 
zur Verfügung stehen. Die aktuelle Erreichbarkeit des Areals mittels ÖPNV und Pkw ist gut bis sehr gut. Die 
Nahversorgung und Erreichbarkeit mit Fahrrad und zu Fuß könnte sich durch die aktuelle Entwicklung noch 
verbessern, ist aber gegeben.

Bewertung zum Standort „östlich Guerickestraße “

Die Liegenschaft mit einer Größe von ca. 69.000 m² befindet sich in Eigentum der Waisenhaus Stiftung – Stiftung 
öffentlichen Rechts, welche vorzugsweise nach einem Erbbaurechtsnehmer für das gesamt Grundstück (optionale 
Aufteilung) sucht. Es ist eine verwilderte Bestandsbebauung vorhanden, welche die Stiftung zeitnah abreißen möchte 
und auch bereits einen Abbruchantrag eingereicht hat. Teile der Flächen sind aktuell für landwirtschaftliche Zwecke 
verpachtet. Gemäß Aussage vor Ort können die Pachtverträge kurzfristig aufgekündigt werden. Die Erreichbarkeit 
von der Autobahn ist sehr gut, ÖPNV-Anschluss ist gegeben, die Nahversorgung wird als schlecht eingeschätzt, 
Medienerschließung ist nicht bekannt. Bis auf Bauverbots- und Baubeschränkungszonen der Autobahn sind keine 
Einschränkungen bekannt. Der B-Plan befindet sich noch im Verfahren. Zu Altlasten o. ä. liegen keine Informationen 
vor.
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Bewertung zum Standort „Samson-Areal“

Die Samson AG hat angekündigt den Produktionsstandort aufzugeben und die Flächen bis 2027 zu räumen. Bis dahin 
befindet sich das Areal in der Planungsphase des Entwicklers und neuen Eigentümers Tishman Speyer Properties 
Deutschland GmbH. Dieser plant klassische Projektenwicklungen auf dem Gewerbegrundstück und würde so auch 
einen Handwerker-/Gewerbehof (Bau, Vermietung und anschließender Verkauf) in Betracht ziehen. Eine Beteiligung 
an einer Betriebsgesellschaft kann nach eigener Aussage ebenfalls interessant sein. Darüber hinaus ist die 
Liegenschaft grundsätzlich gut für die angestrebte Nutzung geeignet. Die Größe der Gewerbegrundstücke ist 
aufgrund des frühen Projektstands noch flexibel. Der B-Plan befindet sich aktuell noch im Verfahren, sieht jedoch vor, 
u. a. die angestrebte Nutzung zu ermöglichen. Die Nahversorgungssituation könnte besser sein, entsprechende 
Angebote sind aber in geringer Entfernung vorhanden. Medienerschließung erfolgt nach modernsten Standards und 
die Abwärme von Rechenzentren aus dem Gebiet soll für eine Nahwärmeversorgung zur Verfügung stehen.

Die ausführlichen Ergebnisse der Bewertungen zu den drei Standorten sind Anlage IV des Anhangs zu entnehmen.
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Kategorie / Standortfaktoren 
Gewerbegrundstück / Umfeld

Beschreibung/
Merkmalsausprägungen

Qualitative Beurteilung 
Frankfurt Westside

Qualitative Beurteilung
Östlich Guerickestraße

Qualitative Beurteilung
Samson-Areal

Lage im Raum/Stadtgebiet

Einordnung Standort im 
Stadtgebiet/Stadtteil 

Gewerbegebiet am Stadtrand von Frankfurt-
Griesheim und damit räumliche Nähe zum 
städtischen Kern sowie Peripherie gegeben.

Gewerbegebiet am Stadtrand in Frankfurt-
Rödelheim und damit räumliche Nähe zum 
städtischen Kern sowie Peripherie gegeben.

Gewerbegebiet am Stadtrand des Frankfurter-
Ostend (Osthafen) und damit räumliche Nähe 
zum städtischen Kern sowie Peripherie gegeben.

Verkehrliche Anbindung / 
Erreichbarkeit Mitarbeiter

Erreichbarkeit über unterschiedliche 
Verkehrsträger (Pkw, Fahrrad, zu 
Fuß, ÖPNV, Schiene), Entfernung 
Haltestellen (bis 500 m) und 
Fahrplan/Taktung

Gute Erreichbarkeit PKW (sehr gute Anbindung 
an B40), Erreichbarkeit ÖPNV ist über S-Bahn 
(S1+S2, 30min-Takt), Bus (B89, 15min-Takt) 
sowie Straßenbahn (Tram 11+21, 8min-Takt) 
gegeben. Alle Haltestellen sind in 1,1 - 1,3km zu 
erreichen.
Direkt am Gelände weitere Bushaltestelle 
vorhanden (B54, 30min-Takt).
Erreichbarkeit mit dem Fahrrad ist 
verbesserungswürdig. Zu Fuß nur gut von 
Griesheim und in Kombination mit ÖPNV zu 
erreichen.

Gute Erreichbarkeit PKW (sehr gute 
Autobahnanbindung), Erreichbarkeit ÖPNV ist 
gegeben (Bus M60, 10min-Takt, <300m), wenig 
Radwege, schlechte Erreichbarkeit Fußgänger.

Gute Erreichbarkeit über PKW (sehr gute 
Autobahnanbindung) und Radwege (komplett 
ausgebauter Radweg aus der Stadt), 
Erreichbarkeit ÖPNV ist über Bus (Bus 31, 
30min-Takt), Straßenbahn (Tram 11+12, 10+20 
min-Takt) gegeben. 
Erreichbarkeit zu Fuß nur über ÖPNV gegeben.

Fahrzeitradien (5, 10, 15, 30 Min 
PKW-Fahrzeit) 

F-Flughafen (7 min), F-Hauptbahnhof (18 min), 
Bad Homburg (25 min), Wiesbaden (25 min), 
Offenbach (30 min), Hanau (33 min)

Autobahnkreuz A5/A66 (5 min), F-Hauptbahnhof 
(15min), F-Flughafen (20min), Bad Homburg 
(20min), Wiesbaden (28min)

F-Flughafen (15 min), F-Hauptbahnhof (18 min), 
Offenbach (15 min), Hanau (21 min), Bad 
Homburg (27 min), Wiesbaden (36 min)

Verkehrliche Anbindung 
Lieferverkehr/ Touren für 
Handwerker

Erreichbarkeit des Standorts über 
Fernverkehrsstraßen (BAB, 
Bundesstraßen) sowie 
Zufahrtsstraßen (Verkehrs-
/Staubelastung im Berufsverkehr)

Über B40 (4min) gute überregionale 
Erschließung und Anschluss in die Stadt. 
Relevante Autobahnen A5 (10min) und A648 
(13min) ebenfalls in kurzer Fahrtzeit zu 
erreichen.

Gute Anbindung an das überörtliche 
Straßennetz durch unmittelbare Lage am 
Autobahnkreuz A5/A66. Regelmäßige 
Staubelastung in den Haupt-
/Berufsverkehrszeiten.

Über den unmittelbaren Anschluss an B8 und 
A661 ist eine gute überregionale Erschließung 
und über die Hanauer Landstraße eine direkte 
Anbindung in die Stadt gegeben. 
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Vorteil gegenüber 
Vergleichsstandorten

RisikoKurzerläuterung:
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Kategorie / Standortfaktoren 
Gewerbegrundstück / Umfeld

Beschreibung/
Merkmalsausprägungen

Qualitative Beurteilung 
Frankfurt Westside

Qualitative Beurteilung
Östlich Guerickestraße

Qualitative Beurteilung
Samson-Areal

Einsehbarkeit/
Sichtbarkeit des Standorts

Sichtbarkeit des Standorts für 
Wahrnehmung von Kunden und 
Zulieferern etc. 

Bleibt abzuwarten, da Gebiet noch entwickelt 
wird.

Je nach zukünftiger Gestaltung des 
Gewerbegrundstücks gute Sichtbarkeit für 
Kunden möglich, sowie evtl. Sichtwerbung für 
Autofahrer auf der A66 möglich.

Je nach Umsetzung und Wahl des 
Gewerbegrundstücks wäre eine gute 
Sichtbarkeit für Kunden über Sichtwerbung für 
Autofahrer auf der A661 möglich.

Ladeinfrastruktur Elektrofahrzeuge 
im Umfeld

Anzahl Ladepunkte für 
Elektrofahrzeuge (AC/DC) auf dem 
Gewerbegrundstück oder im 
direkten Umfeld

Es werden div. Elektroladepunkte im Quartier 
vorgesehen. Ergänzende Ladeinfrastruktur auf 
dem Gewerbegrundstück ist möglich.

Ladesäule in 5min Fußweg beim Baumarkt 
+ 2 weitere Ladesäulen gegenüber dem 
Baumarkt

Elektroladepunkte in der direkten Umgebung 
abhängig von zukünftiger Gestaltung des 
Gebietes. Ergänzende Ladeinfrastruktur auf dem 
Gewerbegrundstück ist möglich.

Nahversorgung und soziale 
Infrastruktur im Umfeld / 
Nutzungsstrukturen im direkten 
Umfeld

Gastronomie, 
Lebensmitteleinzelhandel, 
Hotel/Board, Tankstelle, optional 
Kita, Nutzungsstrukturen (Wohnen) 
und weitere gewerbliche Nutzungen

<1 km sind eine Kita ein Bäcker, ein Cafe, 
mehrere Restaurants sowie mehrere 
Supermärkte/Discounter erreichbar.
<2km sind auch Baumärkte, Hotels und eine 
Tankstelle in Reichweite.
Das Industriegebiet grenzt im Osten an 
Wohnbebauung mit EFH & MFH

Schlechte Nahversorgung und soziale 
Infrastruktur im Umfeld. McDonalds und ein 
Imbiss in unmittelbarer fußläufiger Entfernung. 
Ein Restaurant in 20 min fußläufig erreichbar. 

Nahversorgungsmöglichkeiten sind 
hauptsächlich in Form von Fastfood & Imbissen 
in der direkten Umgebung gegeben, welche 
durch Gewerbe- & Industrienutzung geprägt ist. 
Ab einem Radius >1km und ca. 15min Fußweg 
ist ein Aldi, ein italienisches & ein asiatisches 
Restaurant sowie eine Tankstelle zu erreichen. 
Noch etwas weiter Stadteinwärts eröffnet sich 
die gesamte städtische Infrastruktur des 
Frankfurter Ostend.

Gewerbeflächenkonkurrenz

Zahl/Größe freier Gewerbeflächen 
im Umland, die für Handwerk von 
Interesse sind (soweit Daten 
vorliegend)

Bei der Frankfurt Westside handelt es sich um 
ein rund 73 ha großes Gewerbe- und 
Industriequartier, welches sich noch in der 
Entwicklung befindet. Es ist nicht bekannt, 
inwieweit noch weitere freie Flächen in dem 
Areal zur Verfügung stehen.

Wenig bis keine freien Gewerbeflächen in der 
näheren Umgebung. Im Umkreis von 10 
Autominuten befinden sich diverse 
Handwerksbetriebe.

Wenig bis keine freien Gewerbeflächen in der 
näheren Umgebung. Auf dem ehemaligen 
Samson-Areal sind keine weiteren Handwerker 
Ansiedlungen geplant.
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Vorteil gegenüber 
Vergleichsstandorten

RisikoKurzerläuterung:
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Kategorie / Standortfaktoren 
Gewerbegrundstück / Umfeld

Beschreibung/
Merkmalsausprägungen

Qualitative Beurteilung 
Frankfurt Westside

Qualitative Beurteilung
Östlich Guerickestraße

Qualitative Beurteilung
Samson-Areal

Nutzungskategorie (BauNVO) GE/GI

Gewerbegebiet/Industriegebiet 
(Ausschluss von Auflagen und 
Nutzungseinschränkungen, u. a. 
Schall)

Handwerker-/Gewerbehöfe, kleine 
mittelständige Gewerbebetriebe, Start Ups, 
funktionsergänzende Büro- und Lagerflächen

Voraussichtlich Gewerbegebiet (nach B932): 
Lärm: tags 70 dB und nachts 50 dB; Betriebe: 
Dienstleistungs-, Baugewerbe, Großhandel, 
Vertrieb, Service, Verwaltung

Je nach Gewerbegrundstückswahl ist die 
Nutzungskategorie Industrie- oder 
Gewerbegebiet festgelegt.

Baurechtliche Belange

B-Plan (u. a. Art/Maß der baulichen 
Nutzung, Emissionsauflagen, 
gestalterische Vorgaben, 
Festsetzung für Gebäude mit min. 12 
m Höhe und min. 3 Geschossen) 

Max. Gebäudehöhe 16m
GRZ 1: 0,45
GFZ: 1,29
Geschossigkeit: 1-4 Vollgeschosse

Der im Verfahren befindliche Bebauungsplan 
B932 sieht eine gewerbliche Nutzung vor. 
Hierauf kann ggf. noch Einfluss genommen 
werden. Anbauverbotszone (40m) und 
Baubeschränkungszone (100m) zur A66 müssen 
eingehalten werden.

Der Bebauungsplan Nr. 941 – „Östlich A661 – 
Hanauer Landstraße/ Peter-Behrens-Straße“ 
befindet sich aktuell im Verfahren.  
Festsetzungen sind noch nicht bekannt. Hierauf 
kann ggf. noch Einfluss genommen werden.

Planungen (z. B. 
Gebietsentwicklungen, 
Aufwertungen, 
Aufstellung/Änderung B-Pläne etc.)

Gebietsentwicklung „Frankfurt Westside“, 
Aufstellung des B-Plans aktuell in Arbeit

Der Bebauungsplan B932 (im Verfahren) hat das 
Ziel für die Fläche eine klassische 
Gewerbesituation zu sichern. Östlich der 
Guerickestraße sind Gewerbeflächen mit 
erweitertem Nutzungsspektrum 
(Dienstleistungs-, Baugewerbe,…) vorgesehen. 
Der angrenzende Autobahnabschnitt ist im 
Bedarfsplan der Bundesfernstraßen für einen 8-
streifigen Ausbau enthalten, wurde jedoch in 
den „Weiteren Bedarf“ eingestuft, weshalb es 
derzeit noch keinen Planungsauftrag für diese 
Maßnahme gibt und auch keine Informationen 
zu einem geplanten Umsetzungszeitraum 
vorliegen.

Der im Verfahren befindliche B-Plan soll den 
vorhandenen Gewerbe- & Industriestandort 
sichern und stärken. Anbauverbotszone (40m) 
zur A661 muss eingehalten werden.
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Kategorie / Standortfaktoren 
Gewerbegrundstück / Umfeld

Beschreibung/
Merkmalsausprägungen

Qualitative Beurteilung 
Frankfurt Westside

Qualitative Beurteilung
Östlich Guerickestraße

Qualitative Beurteilung
Samson-Areal

Baurechtliche Belange

Städtebauliche und 
nachbarschaftliche Verträge 

Aktuell in Arbeit, in Bezug auf die 
Quartierserschließung

Nicht bekannt. Nicht bekannt.

Denkmalschutz (ggf. vorhandene 
Bodendenkmäler)

Es liegen keine Informationen vor. Bodendenkmal 1988 im Zuge vom 
Baumaßnahmen entdeckt (keine Unterlagen 
vorhanden)

Es liegen keine Informationen vor.

Grundbuch (Dienstbarkeiten, 
Umwidmungsverfahren), Baulasten

Wird sich im Zuge der Quartiersentwicklung 
ergeben. 

Das gesamte Gewerbegrundstück gehört der 
Waisenhaus Stiftung. Keine Baulasten. Eine 
Dienstbarkeit für das Recht zum Betrieb einer 
Gasleitung ist vorhanden.

Liegt nicht vor.

Grundstücksgröße

10.000 bis 15.000 m² gem. 
Lastenheft

Baufeldfläche ca. 9.400 m2, Grundfläche ca. 
4.200 m2, BGF ca. 12.100 m2

Gesamtgröße ca. 69.000 m2, davon 48.500 m2 
als Gebäude- & Freifläche ausgewiesen. Teile 
der Flächen sind derzeit als 
Landwirtschaftsfläche ausgewiesen und 
verpachtet. Die Stiftung bevorzug eine 
Grundstücksvergabe im Rahmen eines einzelnen 
Erbbaurechtsvertrages, der jedoch eine "Unter-
verpachtung" nicht ausschließt. Zur Not wäre 
nach Angabe vor Ort aber auch die Parzellierung 
des Grundstücks und die Vergabe in Form 
mehrerer Erbbaurechtsverträge vorstellbar.

Flexible Grundstückseinteilung möglich

Versorgeranbindung des 
Gewerbegrundstücks

Anschluss Medien, Wärme, Strom 
(Starkstrom), Breitband/ Glasfaser 
etc.

Vollständige Versorgung (Glasfaser/Strom) wird 
im Rahmen der Quartierserschließung 
sichergestellt. Niedrigtemperatur-
Nahwärmenetz zur Nutzung der Abwärme von 
Rechenzentren im Gebiet in Kombination mit PV 
betriebenen Wärmepumpen geplant.

Nicht bekannt. Vollständige Versorgung (Glasfaser/Strom) wird 
im Rahmen der Quartierserschließung 
sichergestellt. Niedrigtemperatur-
Nahwärmenetz zur Nutzung der Abwärme von 
Rechenzentren im Gebiet ist angedacht.
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Kategorie / Standortfaktoren 
Gewerbegrundstück / Umfeld

Beschreibung/
Merkmalsausprägungen

Qualitative Beurteilung 
Frankfurt Westside

Qualitative Beurteilung
Östlich Guerickestraße

Qualitative Beurteilung
Samson-Areal

Baugrund 

Baugrundeigenschaften (Bewertung 
ggf. vorhandener Einschränkungen 
zur Bauweise und Gründung); 
Altlasten; unterirdische 
Infrastruktur, Kampfmittel, 

Altlasten sind vorhanden. Ein aktuelles Konzept 
sieht Bodenaustausch in Kombination mit 
dauerhafter Grundwasserhaltung vor. Dies wird 
im Rahmen der Quartiersentwicklung umgesetzt 
werden.

Nicht bekannt. Altlasten können je nach Wahl des 
Gewerbegrundstücks vorhanden sein. Da keine 
Unterkellerung geplant ist, wird ein 
Bodenaustausch bis zur benötigten Tiefe durch 
den Entwickler sichergestellt.

Klimarisiken/ Naturgewalten am 
Standort

Hochwasser, Wind, Erdbeben, 
Starkregen, Waldbrandgefahr

Das Gebiet liegt nicht in einem 
Überschwemmungsgebiet. Frankfurt gehört zur 
Erdbebenzone 0 sowie zur Untergrundklasse S. 
Über mögliche Waldbrandgefahren liegen keine 
Informationen vor, D&S schätzt das Risiko 
jedoch als gering ein.

Das Gebiet liegt nicht in einem 
Überschwemmungsgebiet. Frankfurt gehört zur 
Erdbebenzone 0 sowie zur Untergrundklasse S. 
Über mögliche Waldbrandgefahren liegen keine 
Informationen vor, D&S schätzt das Risiko 
jedoch als gering ein.

Das Gebiet liegt nicht in einem 
Überschwemmungsgebiet. Frankfurt gehört zur 
Erdbebenzone 0 sowie zur Untergrundklasse S. 
Über mögliche Waldbrandgefahren liegen keine 
Informationen vor, D&S schätzt das Risiko 
jedoch als gering ein.

Zeitliche Verfügbarkeit

Zeitlicher Horizont für die 
Verfügbarkeit der Flächen für eine 
Umsetzung von Handwerker-
/Gewerbehöfen

Das erschlossene Gewerbegrundstück ist laut 
Beos spätestens 2026 für eine Bebauung 
verfügbar. Beos zieht vor die Grundstücke im 
Areal selbst zu entwickeln und im Anschluss zu 
vermieten. Eine Veräußerung des Erbbaurechts 
wäre ein Weg, welcher bisher nicht geplant war 
und nur sehr ungern gegangen werden würde.

Je nachdem, welcher Teil der Liegenschaft 
betrachtet wird, wäre eine zeitnahe 
Verfügbarkeit der Flächen gegeben. Der 
Abbruchantrag der Bestandsbebauung wurde 
bereits eingereicht und die Feldflächen können 
zeitnah entpachtet werden. Ein Verkauf ist keine 
Option.

Bis 2027 will Samson die Flächen des 
Produktionsstandorts geschlossen haben. Ab 
dann wäre eine Entwicklung des Areals möglich. 
Genehmigungsrechtliche Themen könnten im 
Vorfeld bereits geklärt werden, jedoch muss 
zeitlich auch der Rückbau der 
Produktionsstätten mitberücksichtigt werden. 
Tishman Speyer plant die Gewerbegrundstücke 
zu bebauen, zu vermieten und anschließend zu 
verkaufen. Eine Beteiligung an einer 
Betriebsgesellschaft kann nach eigener Aussage 
ebenfalls in Betracht gezogen werden.
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Standortbewertung – Vergleichende Gegenüberstellung (V)

Vorteil gegenüber 
Vergleichsstandorten

RisikoKurzerläuterung:

Tabelle 2 – Standortbewertung – Qualitative Gegenüberstellung 
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4. PRÜFUNG UND BEWERTUNG MÖGLICHER STANDORTE 
IN FRANKFURT AM MAIN
Zusammenfassende Bewertung der Standorte im Vergleich

Grundsätzlich eignen sich alle Grundstücke für eine Umsetzung der angestrebten Nutzung als Handwerker-/ 
Gewerbehof. Die größten standortrelevanten Unterschiede können wie folgt zusammengefasst werden:

Kategorie / Standortfaktoren 
Gewerbegrundstück / Umfeld

Zusammenfassende 
Bewertung 
Frankfurt Westside

Zusammenfassende 
Bewertung 
Östlich Guerickestraße

Zusammenfassende 
Bewertung 
Samson-Areal

Verkehrliche Anbindung / Erreichbarkeit gut mittel mittel

Sichtbarkeit des Standorts mittel - schlecht gut gut

Versorgeranbindung des Grundstücks gut nicht bekannt gut

Gewerbeflächenkonkurrenz nicht bekannt gut gut

Nahversorgung / soziale Infrastruktur gut schlecht mittel

Vorteil gegenüber 
Vergleichsstandorten

RisikoKurzerläuterung:

Beim Standort östlich Guerickestraße ist ein gewisses Risiko bezüglich der Machbarkeit aufgrund der nicht 
vorhandenen Informationen zum zukünftigen Autobahnausbau der A66 an dem angrenzenden Teilstück, den 
Bodendenkmälern und der Baugrundsituation festzustellen. Darüber hinaus hat die Stiftung signalisiert, eine 
Aufteilung des Gewerbegrundstücks nur im Notfall vornehmen zu wollen. Die Stiftung favorisiert die Vergabe der 
Gesamtfläche an einen Erbbaunehmern, was aufgrund der Grundstücksgröße ebenfalls bedacht werden muss.

Aufgrund der beschriebenen Faktoren ist aus aktueller fachlicher Sicht sowie auf Grundlage der zum Zeitpunkt der 
Standortprüfung vorliegenden Informationen und Daten die Realisierbarkeit an den Standorten der Frankfurt 
Westside und des Samson-Areals als besser im  Vergleich zum Standort östlich Guerickestraße zu bewerten.
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Aufbauend auf der Analyse von möglichen Betriebsmodellen für Handwerker-/ 
Gewerbehöfe in Frankfurt am Main (Vorzugsvarianten) und der Prüfung potenziell 
geeigneter Standorte wurde eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der geplanten 
Maßnahmen vorgenommen. Hierbei wurden verschiedene Szenarien im Hinblick auf 
die Wirtschaftlichkeit und Abwicklung untersucht, um einerseits eine wirtschaftliche 
Vorzugsvariante zu ermitteln und andererseits notwendige Voraussetzungen für eine 
langfristige Tragfähigkeit eines Organisationsmodells für Handwerker-/Gewerbehöfe in 
Frankfurt am Main zu identifizieren. Flankierend erfolgte ein erstes Fördermittel-
Screening, um etwaige Optionen für Zuschüsse und Förderdarlehen zu eruieren. 

5.1 Vorgehensweise und Prämissen

Im Rahmen der Kosten- und Wirtschaftlichkeitsbetrachtung wurde eine 
Grobkostenschätzung der Realisierung eines idealtypischen Handwerker-/Gewerbehofs 
nach Münchner Vorbild durch einen funktionalen Neubau sowie eine Betriebskosten- 
und Amortisationsberechnung über einen langfristigen Horizont durchgeführt. Die 
Eckpunkte und Finanzierungsparameter wurden mit der Wirtschaftsförderung 
Frankfurt, IHK, HWK und Stadtplanungsamt sowie externen Unterstützungspartnern

*BKI: Baukosteninformationszentrum Deutscher Architektenkammern

(Best-Practice-Beispiele) im Vorfeld abgestimmt. Für den Neubau eines idealtypischen 
Handwerker-/Gewerbehofs wurde eine Bruttogrundfläche (BGF) von 13.300 qm (NUF: 
10.000 qm) angenommen. Dabei handelt es sich von der Dimension um eine kleine bis 
mittlere Ausführung eines viergeschossigen Gebäudes, das modular erweiterbar ist (u. 
a. Anbau, Nebengebäude und zweiter Bauabschnitt). Die Eckpunkte der Planung 
orientieren sich an Referenzgebäuden anderer Handwerker-/Gewerbehöfe. Für den 
Handwerker-/Gewerbehof wurde eine Aufwandschätzung vorgenommen. Die 
Kostenindikation für einen Neubau erfolgte anhand von Kostengruppen (KG) (zzgl. 
Schätzung Planung, Nebenkosten und Unvorhergesehenes) nach BKI-
Kostenkennwerten*, die um Erfahrungen von Drees & Sommer aus anderen 
Bauprojekten verifiziert wurden. Aufgrund fehlender Skizzen und Planentwürfe in der 
frühen Phase der Kosten- und Wirtschaftlichkeitsbetrachtung mussten Annahmen und 
Vereinfachungen (u. a. keine standortspezifische Anpassung von Außenanlagen, 
Erschließung, vereinfachte Nebenkostenansätze etc.) gewählt werden. Die Grenzen der 
Wirtschaftlichkeits-betrachtung müssen daher berücksichtigt werden. Im Zuge einer 
Errichtung eines Handwerker-/Gewerbehofs an einem bestimmten Standort muss die 
Wirtschaftlich-keitsbetrachtung entsprechend den Randbedingungen fortgeschrieben 
werden.

Szenarien Wirtschaftlichkeit und Abwicklung

WIRTSCHAFTLICHKEIT
Investitionskosten Fördermittel

3



Anknüpfend an die möglichen Betriebsmodelle eines Handwerker-/Gewerbehofs 
wurden Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen sowohl für ein Mietmodell (privater Investor 
als Bauherr und Vermietung an die Stadt) als auch für ein Eigenmodell (Stadt als 
Bauherr) durchgeführt und gegenübergestellt. Im Sinne einer Sensitivitätsanalyse 
wurden zentrale Einflussgrößen und Stellhebel der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung einer 
kritischen Prüfung hinsichtlich des Einflusses auf das Ergebnis unterzogen. 

5.2 Grundlegende Anmerkungen zur Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Der Begriff "Wirtschaftlichkeit" bezieht sich auf das Verhältnis zwischen dem Ergebnis 
(Output) und dem dafür eingesetzten Aufwand (Input). Es ist ein Maß dafür, wie gut 
Ressourcen genutzt werden, um Gewinne zu erzielen. Wenn ein Projekt wirtschaftlich 
ist, bedeutet das, dass das Verhältnis aus Ertrag und Aufwand positiv ist und damit der 
Ertrag den Aufwand übersteigt. Kapitalfluss (oder Cashflow) beschreibt den Geldfluss in 
einem Projekt. Es gibt zwei Hauptarten von Kapitalfluss:

1. Einnahmen: Das ist das Geld, das durch das Projekt hereinkommt, z. B. durch 
Mieteinnahmen bei einer Immobilie.

2. Ausgaben: Das ist das Geld, das für das Projekt ausgegeben wird, z. B. für 
Instandhaltung, Steuern oder Kreditzinsen.

Ein positiver Kapitalfluss bedeutet, dass mehr Geld hereinkommt als ausgegeben wird. 
Ein negativer Kapitalfluss bedeutet, dass mehr Geld ausgegeben wird als hereinkommt.

5. KOSTEN- UND WIRTSCHAFTLICHKEITSBETRACHTUNG

Die auf nachfolgender Seite dargestellten Parameter für die Wirtschaftlichkeits-
berechnung wurden in Anlehnung an die bisher bekannten Benchmark-Modelle 
aufgestellt. Wichtig zu beachten ist, dass die Berechnungen auf Basis eines fiktiven 
Standorts getroffen wurden und eine erste Indikation darstellen. Zukünftige 
Abweichungen durch die Übertragbarkeit auf andere Standorte können zu 
Veränderungen der Zuschussbedarfe oder Investitionskosten führen. Die Darstellung 
des Forecasts über mehr als 30 Jahre stellt keine Verbindlichkeit dar. 
Baupreisentwicklungen unterliegen neben den im Modell berücksichtigten Faktoren, 
immer auch weiteren Einflüssen wie dem regionalen Markt und dessen Angebots- und 
Nachfragesituation. Die Berechnung basiert auf den zum Zeitpunkt der Erstellung 
verfügbaren Daten und Annahmen, die sich im Laufe der Zeit ändern können. Diese 
Berechnung dient ausschließlich zu Informationszwecken und stellt keine verbindliche 
Finanzempfehlung dar.

Die Entscheidung zu einem fiktiven Standort hat sich aus der Eigentümerstruktur der  
Standortbewertungen ergeben. Aus Sicht von Drees & Sommer sind die Standorte 
grundsätzlich für die Umsetzung eines Handwerker-/Gewerbehofs geeignet, jedoch 
basieren diese Bewertungen auf baulichen und verkehrlichen Situationen. 
Demgegenüber steht die Eigentümerstruktur der Gewerbegrundstücke. Diese befinden 
sich bei allen drei bewerteten Standorten nicht im städtischen Eigentum und sind 
dementsprechend nicht auf die Vorzugsvariante des Eigenmodells anwendbar. Das 
Eigenmodell sieht die Umsetzung auf städtischen Gewerbegrundstücken sowie die 
Einbringung dieser Gewerbegrundstücke in eine kommunale Eigengesellschaft als 
Grundbaustein für die folgenden Berechnungen an. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung 
wurde anhand einer Kapitalflussberechnung über verschiedene Betrachtungszeiträume 
angestellt und nicht dynamisiert. 

45 Drees & Sommer | Umsetzungsstudie Handwerker-/Gewerbehöfe Frankfurt am Main | Endbericht



Bewirtschaftungs-
kosten je Monat 
(pro m² NUF)

Betriebskosten 2,50 €
Heizkosten 1,00 €

Betriebskosten-Vorauszahlung umfasst z. B. Hausmeister, 
Grundsteuer, Brandversicherung, etc.

Referenz München/Hamburg: 
1,80 – 2,50 € Betriebskosten
0,70 – 1,00 € Heizkosten

Mietausfallwagnis 
Gewerbe

4 %
Üblicher Ansatz der Immobilienbewertung für 
Gewerbeimmobilien. Kleinteilige Vermietungen mit 
höherer Fluktuation.

Flächenbelegung 
pro Jahr 
(Anlaufverluste 
durch Mieter-
umbauten)

2027 Fertigstellung
2028 Bezug
2029 70 % Vermietung
2031 95 % Vermietung

Ableitung der Annahmen aus Benchmarkvergleichen. Von 
der Fertigstellung bis zur Inbetriebnahme sind 
Anlaufverluste für Mieterausbauten angesetzt. Eine 
Vollvermietung ist erst nach 3-4 Jahren realistisch. 
Realistisch ist dann eine Vollvermietung bei 90-95 % 
Flächenvermietung.

5. KOSTEN- UND WIRTSCHAFTLICHKEITSBETRACHTUNG
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Für die Wirtschaftlichkeitsberechnungen wurden folgende Parameter zugrunde gelegt:

Parameter Eckwert Grundlage/Quelle/Erläuterung der Annahme

BGF in m² Neubau ca. 13.300 m²
Aus der Annahme der Nutzfläche mit 75 % der 
Bruttogeschossfläche lässt sich eine mögliche BGF in m² 
ableiten.

Mietfläche in m² 
Neubau (NUF)

10.000 m²
Vorschlag Drees & Sommer, basierend auf üblichen Größen 
von Handwerker-/Gewerbehöfen; Nutzflächenfaktor 0,75

Mietverträge 
(Mietdauer, 
Mietvertragsart)

Mietdauer: ca. 10 Jahre 
(Kündigungsfrist 6 
Monate) – Art: Double-
Net-Mietvertrag

Die Art und die Dauer der Mietverträge mit den 
Handwerkern/Gewerbetreibenden orientiert sich am 
Münchner Vorbild.

Mietpreise je 
Monat 
(Grundmiete/m²) 
Kaltmiete

10,00 €/m² NUF 

(Optional V2: 12 €/m²)

Die Annahme zu den Mietpreisen für die 
Handwerker/Gewerbetreibenden wurde auf Grundlage 
einer Mischkalkulation (Mietpreisangaben der MGH sowie 
Vergleichsobjekten, u. a. Meistermeile) getroffen. Die 
Mischkalkulation liegt zwischen 8,53 – 9,69 €/m², somit 
wird über alle Flächen (egal, ob UG/EG/OG) ein 
einheitlicher Mietansatz gewählt. 

RIWIS* Industrie FFM (Serviceflächen** 2023):
Durchschnittsmiete: 7,40 €/m² NUF
Spitzenmiete***:        9,90 €/m² NUF

Aufgrund der aktuellen Marktbedingungen, der 
innerstädtischen Lage, der Spitzenmiete für Serviceflächen 
in FFM, einer kleinteiligen Mietstruktur, erhöhter 
Neubaukosten, besondere Anforderungen in der 
Erschließung und der Mischkalkulation werden der 
Berechnung 10,00 €/m² unterstellt. In einer weiteren 
Variante sind 12,00 €/m² denkbar.

*RIWIS ist ein Immobilienportal der bulwiengesa AG, das den Immobilienmarkt seit 1990 verfolgt, Trends identifiziert und 
Entwicklungen prognostiziert.
**Mieten für Serviceflächen in Gewerbegebieten werden in €/m² Nutzfläche ausgewiesen und gelten für eine Ausstellungs-/ 
Werkstattfläche mit Echtlicht (Fenster) und rückwärtigen Serviceräumen (Toiletten, Wasseranschluss) im klassischen 
Gewerbegebiet, gut erschlossen.
***Die Maximalmieten umfassen die obersten 3-5 % des Marktes, aus denen einen Mittelwert gebildet wird. Sie entsprechen nicht 
der absoluten Höchstmiete (als Ausreißer definiert).

Tabelle 3 – Eckparameter für Wirtschaftlichkeitsbetrachtung



Vereinfachung und Grenzen der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Die Annahmen und Berechnungsgrundlagen wurden durch Drees & Sommer anhand 
unterschiedlicher Quellen und Erfahrungswerte festgelegt. Auf folgende Annahmen und 
Limitationen der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung wird explizit hingewiesen: 

• Sondervermietungen wie Seminarräume werden in den Mieteinnahmen und 
Betriebskosten nicht gesondert angesetzt.

• Mietpreisnachlass für Existenzgründungen bleiben unberücksichtigt.

• Fördermittel (einmalig oder dauerhafte Zuschüsse u. a. Land Hessen, Bund/KfW) 
sowie Investitionskostenzuschüsse (u. a. Stadt Frankfurt am Main) werden vorerst 
nicht berücksichtigt.

• Aufgrund des volatilen Marktes, des aktuellen Zinsniveaus und des langen 
Betrachtungszeitraums wird vorerst von einer rein rechnerischen bzw. 
mathematischen Indexierung aller Werte mit identischen oder leicht variierenden 
Dynamisierungsfaktoren über die Zeit (Mietpreissteigerung, Baukostensteigerung 
und Betriebs- und Instandhaltungskostensteigerung) abgesehen. Durch 
Mietpreissteigerungen werden keine übermäßigen zusätzlichen Einnahmen generiert 
und diese dienen lediglich der rechnerischen Kompensation steigender 
Betriebskosten- und Instandhaltungsausgaben. Eine (jährliche) 
Mietvertragsindexierung sollte jedoch zwingend in der Gestaltung der Mietverträge 
geregelt und durgesetzt werden, um Kostensteigerungen sowie auflaufende Defizite 
über die Zeit auf Seiten des Vermieters zu vermeiden. 
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• Verbrauchsbezogene Nebenkosten (Strom für die Betriebsräume, Wasser für die 
Produktionsvorgänge, Müllentsorgung) werden nach Verbrauch vollständig auf die 
Mieter umgelegt und somit in den Berechnungen nicht angesetzt.

• Weitere nicht monetär bewertbare Wirkungen der Modelle sind unabhängig von 
vorliegender Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zu beleuchten.

• Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung schließt steuerliche Effekte und Belastungen aus
(u. a. Vorsteuerabzug MwSt). Es werden Bruttokosten ohne Steuerabzüge und 
Abschreibungen (Afa) betrachtet.

• Die Investitionskostenindikation dient der Wirtschaftsförderung Frankfurt als 
Orientierung für den weiteren Entscheidungsfindungsprozess.
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Über die auf Seite 34 dargestellten mehrheitsfähigen Standortfaktoren lässt sich ein 
Basismodell für die Berechnung aufbauen. Unter dieser Voraussetzung bedarf es einer 
Modellauswahl mit darauffolgender Variantenbetrachtung. Die Entscheidungskaskade 
setzt die Grundpfeiler für die weiteren Schritte der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
und wird Schlüsse über die wirtschaftliche Vorzugsvariante für die Umsetzung von 
Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am Main erlauben.

5. KOSTEN- UND WIRTSCHAFTLICHKEITSBETRACHTUNG

5.3 Eigenmodell – Annahmen und Ergebnisse 

Im Eigenmodell agiert eine kommunale Eigengesellschaft als Bauherr für die Errichtung 
eines Handwerker-/Gewerbehofs. Folgende Voraussetzungen sind hierbei zu 
berücksichtigen:

• Gewerbegrundstück liegt im Eigentum der Stadt (Teil des Eigenkapitals).

• Investitionskosten übernimmt die Stadt (vorzugsweise Fremdkapital-Finanzierung   
80 % über Kommunalkredit). 

• Stadt übernimmt die Eigentümer- und Betreiberrolle – unabhängig zur 
Gesellschaftsform.

• Betrachtet wird ein fiktiver Handwerker-/Gewerbehof.

Ziel ist es, die Rentabilität und Kostendeckung über einen langfristigen Zeitraum zu 
betrachten, erforderliche Investitionskostenzuschüsse und Fördermittel aus Defiziten 
abzuleiten und das Mietpreisniveau schließlich im Sinne der Wirtschaftlichkeit zu 
optimieren.
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STANDORT

VARIANTE

Kommunales Modell 
(Bauherr Stadt)

Fiktiver Standort für mehrheitsfähige Handwerker-/Gewerbehöfe 
[Neubau mit 10.000 – 20.000 m²/ NUF bzw. Mietfläche]

Eigenmodell
Städtische Investition 
Gewerbegrundstück

Mietmodell
[Anmietung  (50-100 %) durch 

Stadt / kommunale Gesellschaft] 

GRUND-
MODELL

Privates Modell 
(Bauherr Investor)

Wirtschaftliche Vorzugsvariante FFM

Abbildung 8 – Entscheidungskaskade für die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung



Annahmen/Parameter – Eigenmodell

5. KOSTEN- UND WIRTSCHAFTLICHKEITSBETRACHTUNG

Zentrale Ergebnisse – Eigenmodell (auf Basis der Berechnungsgrundlagen)

Die folgenden Beträge für Bau- und Investitionskosten (A), die Finanzierungsdaten (B) 
sowie die jährlichen Betriebs- und Instandsetzungskosten (C) sind gerundet und brutto 
ausgewiesen.
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Parameter Eckwert Grundlage/Quelle/Erläuterung der Annahme

Investitionskosten/
Kostenkennwert 
BGF/m²

~ 1.600 bis 3.500 €/m² 
BGF KG 300+400 
(brutto)

Berechnungsgrundlage: 
2.150 €/m² BGF KG 
300+400 (brutto)
+ Regionalfaktor 
Frankfurt am Main, 
Stadt 0,982
+ optionaler Aufschlag 
für erhöhte 
Traglasten/Deckenlasten

Erster Ansatz: BKI* – Neubau 2023: Betriebs- und 
Werkstätten, mehrgeschossig, geringer Hallenanteil + 
Regionalfaktor. Die Investitionskostenindikation wird in 
Anlehnung an die DIN 276 mit Hilfe von 
Kostenkennwerten/Erfahrungswerten aus internen und 
externen Datenbanken erstellt. Basis für die 
Kostenindikation bilden einerseits interne Benchmarks und 
Erfahrungswerte von Drees & Sommer sowie externe 
Baupreiskataloge 
(z. B. der Baupreisindex BKI).

Finanzierungs-
modell 
(Eigenkapital- und 
Fremdkapital-
Anteil, 
Finanzierungs-
konditionen, 
Zinsen, Kredithöhe)

3,8 % 
bzw. 2,6 - 2,8 % 
geringerer Zinssatz für 
Kommunalobligation** 
(für 10 bis 30 Jahre)

siehe Konditionen L-Bank / WIBank in Hessen nicht 
abrufbar
Annahme: 2,8 % bei 80 % FK | 20 % EK (Berücksichtigung 
Einbringung Gewerbegrundstück als Teil des EK) 

* Baukosteninformationszentrum Deutscher Architektenkammern (BKI)
** Die Kommunalobligation ist eine Form der Anleihe, die von kommunalen Gebietskörperschaften wie Städten, Gemeinden oder 
Landkreisen ausgegeben wird. Sie dient der Finanzierung öffentlicher Investitionsprojekte.

A) Investitions-/Baukosten gesamt (inkl. 10 % Unvorhergesehenes)

Gewerbegrundstück (bereits vorhanden) 0 €

Baukosten (KG 200-500, 700) 
davon KG 300-400 ca. 28,6 Mio. € (81 %), KG 700 ca. 6,3 Mio. € (18 %)

35,1 Mio. €

Entwicklungskosten (Projektmanagement/Baurecht) 160.000 €

Unvorhergesehenes (10 %) 3,5 Mio. €

GESAMT 38,8 Mio. €

B) Finanzierungsdaten über die Laufzeit der Finanzierung (Investitions-/Baukosten inkl. Anlaufkosten der 
anfänglichen Unterdeckung durch geringe Mietauslastung in den ersten 4 – 6 Jahren)

Eigenkapital (20 %) 8,1 Mio. €

Fremdkapital (80 %) 32,2 Mio. €

Zinskosten des Fremdkapitals (2,8 %) über die Laufzeit 15,8 Mio. €

Jährliche Annuität über 30 Jahre 1,6 Mio. €

C) Betriebs- und Instandhaltungskosten p. a. 

Heizkosten p. a. 145.000 €

Betriebskosten p. a. 360.000 €

Instandsetzungs-/Sanierungskosten p. a. 1,06 Mio. €

GESAMT 1,6 Mio. €

Tabelle 5 – Auskopplung zentraler Ergebnisse Eigenmodell (auf Basis der Berechnungs-
grundlagen)

Tabelle 4 – Annahmen/Parameter Eigenmodell



Betrachtung des Eigenmodells aus Sicht der Stadt bzw. kommunalen 
Eigengesellschaft: 

• Annahme: Das Gewerbegrundstück wird in die Gesellschaft eingebracht (kein 
Kostenansatz).

• Zu finanzieren sind 40,3 Mio. €, aufgrund der anfänglichen Unterdeckung durch 
geringe Mietauslastung in den ersten 4 – 6 Jahren.

• Eine jährliche Annuität von 1,6 Mio. € über 30 Jahre wird fällig.

• Die gesamte Annuität über eine 30-jährige Laufzeit beträgt 48,8 Mio. € und 
beinhaltet einen Zinsanteil von 15,8 Mio. €.

• Die Betriebs- und Instandhaltungskosten betragen jährlich 1,6 Mio. €, wobei Heiz- 
und Betriebskosten auf die Mieter umgelegt werden. Durch anfängliche geringe 
Auslastung der Mietflächen werden diese vom Eigentümer getragen.

5. KOSTEN- UND WIRTSCHAFTLICHKEITSBETRACHTUNG

5.4 Mietmodell – Annahmen und Ergebnisse 

Im Mietmodell ist ein Investor Bauherr und die kommunale Eigengesellschaft tritt als 
Haupt-/Ankermieter auf. Folgende Voraussetzungen sind hierbei zu berücksichtigen:

• Investor plant, baut und betreibt auf eigenem Gewerbegrundstück.

• Kommunale Eigengesellschaft ist Hauptmieterin der Flächen.

• Stadt vermietet die Rohbaueinheiten an Dritte unter.

Annahmen/Parameter – Mietmodell
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Parameter Eckwert Grundlage/Quelle/Erläuterung der Annahme

Mietpreise der 
Untervermietung

10,00 €/m² NUF Vgl. Eckparameter

Grundstücksgröße ca. 4.500 m²

Annahme Drees & Sommer:
• Handwerker-/Gewerbehof über 4 Geschosse
• bei Bruttogeschossfläche (BGF) von 13.300 m²
• Grundfläche = 3.250 m²
• Grundflächenzahl (GRZ) = 0,8 

(Gewerbegebiet - § 17 BauNVO Orientierungswerte 
für die Bestimmung des Maßes der baul. Nutzung)

Bodenpreis/Grund-
stückspreis

Min-Kaufpreis: 290,0 €/m²
Max.-Kaufpreis: 540,0 €/m²
Durchschnittlicher-
Kaufpreis: 380,0 €/m²

RIWIS-Datenbank für Gewerbegrundstücke in Frankfurt 
am Main im Jahr 2023, bei erschlossenen Flächen in 
hochwertigem Gewerbegebiet/gute Erreichbarkeit, GFZ 
von 0,6 bis 1,1.

Grunderwerbs-
steuer

6 % 
Aktuell gültige Grunderwerbssteuer in Hessen (Stand: 
Juli 2024)

Tabelle 6 – Annahmen/Parameter Mietmodell



Ziel ist es, in diesem Modell einen möglichen Mietzins über eine statische Berechnung 
zu ermitteln, welchen die Stadt an einen Investor entrichtet. Mieteinahmen und 
-ausgaben, die durch die Stadt bei Untervermietung generiert werden, werden 
ebenfalls statisch betrachtet. 

Zentrale Ergebnisse – Mietmodell (auf Basis der Berechnungsgrundlagen)

Das statische Berechnungsverfahren (Residualwertverfahren) zur Ermittlung des 
möglichen Mietzinssatzes i. H. v. 20 €/m² NUF eines Investors erfordert die Betrachtung 
der Investitionskosten für einen Neubau.

Aus Sicht der Hauptmieterin (kommunale Eigengesellschaft) leiten sich die Mietkosten 
zur Anmietung einer Fläche aus dem Residualwertverfahren ab. Diese werden in der 
Betrachtung des Mietmodells als Mietzahlungen (= Ausgaben) verbucht. Das 
Mietmodell beinhaltet die Annahme, dass der Investor die Instandhaltungs- und 
Sanierungskosten trägt – daher werden diese hier mit 0 Euro angesetzt.

Nebenstehende Beträge für Bau- und Betriebskosten sowie Mietkonditionen sind 
gerundet und brutto ausgewiesen.

Auf den nachfolgenden Seiten werden Eigenmodell und Mietmodell gegenübergestellt 
und mit jeweils 30 Jahren Laufzeit hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit betrachtet. Für 
das Eigenmodell wird zusätzlich eine Berechnung über 42 Jahre dargelegt (ohne und 
mit Zuschuss).

5. KOSTEN- UND WIRTSCHAFTLICHKEITSBETRACHTUNG
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C) Betriebs- und Instandhaltungskosten p. a. 

Heizkosten p. a. (trägt Mieter-/Untermieter) 145.000 €

Betriebskosten p. a. (trägt Mieter-/Untermieter) 360.000 €

Instandsetzungs-/Sanierungskosten p. a. (trägt Investor*) 0 €

GESAMT 0,5 Mio. €

B) Mietkosten

Monats-Nettokaltmiete je m² Mietfläche 20 €/m²

Mietzahlungen (Mieter-/Untermieter) p. a. 2,5 Mio. €

Mietzahlungen (Mieter-/Untermieter) gesamt über 42 Jahre 72,6 Mio. €

A) Investitionskosten/Basis Mietpreisentwicklung (Kosten trägt Investor)

Gewerbegrundstück + Nebenkosten (KG 100) 1,9 Mio. €

Baukosten (KG 200-500, 700), 
davon KG 300-400 ca. 28,6 Mio. € (81 %), KG 700 ca. 6,3 Mio. € (18 %)

35,1 Mio. €

Entwicklungskosten 160.000 €

Unvorhergesehenes (10 %) 3,5 Mio. €

GESAMT 40,6 Mio. €

* abhängig von Mietvertragsverhandlungen

Tabelle 7 – Auskopplung zentraler Ergebnisse Mietmodell (auf Basis der Berechnungsgrundlagen)



Die Berechnungsergebnisse für Eigen- und Mietmodell werden über eine Laufzeit von 
30 Jahren in aggregierter Form dargelegt. Die Betrachtung erfolgt aus Sicht einer 
kommunalen Eigengesellschaft. Alle Werte sind als gerundet und brutto zu verstehen.

5. KOSTEN- UND WIRTSCHAFTLICHKEITSBETRACHTUNG

• Ein Eigenmodell kommt über einen langfristigen Zeitraum von 30 Jahren zu einem 
negativen Kapitalfluss in Höhe von 55,9 Mio. €. Der Kapitalfluss ist negativ, da die  
Höhe der Einnahmen nicht ausreichen, um die Investitions- und Finanzierungskosten 
über die Laufzeit  von 30 Jahren auszugleichen. 

• Trotz des deutlichen Defizitbetrags über die Laufzeit 30 Jahre ist festzuhalten, dass 
im Eigenmodell Gewerbegrundstück und Immobilie (Vermögens- und positiver 
Restwert) im dauerhaften Eigentum der Stadt Frankfurt am Main liegen werden. Im 
Gegensatz zu regelmäßigen Mietzahlungen an einen Investor (Mietmodell) können 
damit eine langfristige Wertentwicklung des Gewerbegrundstücks sowie ein Rest- 
bzw. Vermögenswert des Gebäudes mit Nachnutzungsoption der Stadt 
zugeschrieben werden. Das Eigenmodell hat gegenüber einem Mietmodell den 
entscheidenden Vorteil der Vermögensbildung bzw. -erhaltung.

• Ein Mietmodell kommt über einen Zeitraum von 30 Jahren zu einem negativen 
Kapitalfluss in Höhe von 44,2 Mio. €. Der Kapitalfluss ist negativ, da die Einnahmen 
(44,0 Mio. €) nicht ausreichen, um die Mietkosten gegenüber dem Vermieter und 
Betriebs-/Instandhaltungskosten (88,2 Mio. €) auszugleichen. 

• Aus Sicht der Stadt besteht im Mietmodell ein Risiko durch einen langfristigen 
Mietvertrag über 30 Jahre mit fixen laufenden Mietkosten – ohne Mietsicherheiten. 
Weiterhin besteht ein Delta zwischen Mietausgabe an den Investor (ca. 20 €/m²) und 
Mieteinnahme durch Untermieter (ca. 10€/m² Monats-Nettokaltmiete). Die 
laufenden Mieterträge durch Untervermietung decken die Mietkostenzahlungen an 
den Investor somit lediglich anteilig (ca. 50 %), wodurch ein Defizitausgleich ab 2031 
in Höhe von ca. 1,44 Mio. €/p.a. durch die Stadt Frankfurt am Main erforderlich 
wäre. Zudem ist diese Form der Bezuschussung beihilferechtlich zu prüfen. 
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VARIANTENVERGLEICH
über 30 Jahre

Eigenmodell
Belegungsquote ab 2028: 50-95 

%

Mietmodell
Belegungsquote ab 2028: 

Ges. 100 %, Untermieter 50-95 %

INVESTITIONSKOSTEN – ohne 
Entwicklung Gewerbegrundstück 

38,8 Mio. € 0 €

BETRIEBS- UND 
INSTANDHALTUNGSKOSTEN 
(Heizen, Betrieb, Instandsetzung/ 
Sanierung + Mietausfallwagnis)

45,2 Mio. €
15,6 Mio. €

(Instandsetzung/Sanierung 
trägt der Investor)

MIETKOSTEN 
(Mietzahlungen an Investor)

0 € 72,6 Mio. €

FINANZIERUNGSKOSTEN nicht berücksichtigt

ZWISCHENSUMME 84,0 Mio. € 88,2 Mio. €

EINNAHMEN (Mieteinnahmen + BK-
Vorauszahlung)

52,0 Mio. €* 44,0 Mio. €

DIFFERENZ aus den Kapitalflüssen 
(ohne Finanzierungs-/Zinskosten)

-32,0 Mio. € -44,2 Mio. €

ANNUITÄTENDARLEHEN – Kredit-
höhe 32,2 Mio. € (Zins + Tilgung)

48,0 Mio. € 0 €

DIFFERENZ aus den Kapitalflüssen 
(mit Finanzierungs-/Zinskosten)

-55,9 Mio. € -44,2 Mio. €

*Fiktiver Verkauf der Immobilie nach 30 Jahren: Verkauf wird nur in der Berechnung angesetzt (Nutzungsdauer 40 Jahre), findet 
jedoch nicht tatsächlich statt. Dabei wird ein hypothetischer Verkaufspreis festgelegt, um den möglichen Gewinn oder Verlust zu 
berechnen. Es handelt sich also um eine rein theoretische Transaktion ohne tatsächlichen Eigentümerwechsel.

Tabelle 8 – Ergebnisse Eigenmodell vs. Mietmodell mit Laufzeit 30 Jahre 



Nachfolgend wird der Kapitalfluss der Varianten mit einer Laufzeit von 30 Jahren und 
einem Mietpreis von 10 €/m² (Untervermietung an Betriebe) veranschaulicht.

Im Eigenmodell fallen zu Beginn hohe Kosten durch die Investition in den Bau eines 
Handwerker-/Gewerbehofs an. Ein fiktiver Verkauf der Immobilie nach 30 Jahren führt 
zu positiven Kosteneffekten (Restnutzungsdauer: 40 Jahre). Ohne Finanzierung kommt 
es ab 2031 zu einem positiven Kapitalfluss. Letztlich gleicht die Summe der positiven 
Erträge ab 2031 die Anfangsinvestition nicht aus. Im Mietmodell wiederum werden 
kontinuierliche Mietzahlungen an einen Investor entrichtet. Diese führen zur 
dauerhaften Unterdeckung bzw. einem laufenden Defizit und damit Zuschussbedarf 
durch die Stadt Frankfurt am Main.

5. KOSTEN- UND WIRTSCHAFTLICHKEITSBETRACHTUNG

Um eine mögliche Verbesserung der Wirtschaftlichkeit zu prüfen, wurde in einem 
weiteren Szenario eine Betrachtung mit einer Laufzeit von 42 Jahren und einem 
Mietpreis von 12 €/m² (statt 10 €/m²) vorgenommen. Die Betrachtung erfolgt wieder 
aus Sicht der Stadt Frankfurt am Main bzw. aus Sicht einer kommunalen 
Eigengesellschaft. Folgende Tabelle vergleicht das Eigenmodell mit und ohne Zuschuss. 
Alle Werte sind als gerundete Bruttowerte zu verstehen. Auf nachfolgender Seite wird 
der Kapitalfluss dieser beiden Varianten sowie des Mietmodells dargestellt.
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VARIANTENVERGLEICH
über 42 Jahre

Eigenmodell (ohne Zuschuss)
Belegungsquote ab 2028: 50-95 %

Eigenmodell (mit Zuschuss)
Belegungsquote ab 2028: 50-95 %

INVESTITIONSKOSTEN – ohne 
Gewerbegrundstück
(Entwicklung und Bau)

38,8 Mio. € 38,8 Mio. €

BETRIEBS- UND 
INSTANDHALTUNGSKOSTEN 
(Heizen, Betrieb, Instandsetzung/ 
Sanierung + Mietausfallwagnis)

64,9 Mio. € 64,9 Mio. €

MIETKOSTEN 
(Mietzahlungen an Investor)

0 € 0 €

ZWISCHENSUMME 103,7 Mio. € 103,7 Mio. €

EINNAHMEN (Mieteinnahmen + 
BK-Vorauszahlung)

72,3 Mio. €
[kein Zuschuss]

106,5 Mio. €
[inkl. Zuschuss i.H.v. 34,3 Mio. €]

DIFFERENZ aus den Kapitalflüssen
(ohne Finanzierungs-/Zinskosten)

-31,3 Mio. € 3,0 Mio. €

ANNUITÄTENDARLEHEN (Zins + 
Tilgung)

Kredithöhe 32,0 Mio. €               
47,6 Mio. €

Kredithöhe 4,5 Mio. €                                  
6,3 Mio. €

DIFFERENZ aus den Kapitalflüssen 
(mit Finanzierungs-/Zinskosten)

-55,0 Mio. € 0,1 Mio. €
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Abbildung 9 – Kapitalfluss im Variantenvergleich über 30 Jahre (Mietpreis 10 €/m²)

Tabelle 9 – Ergebnisse Eigenmodell im Vergleich mit und ohne Zuschuss mit Laufzeit 42 Jahre 



Wie im ersten Szenario (30 Jahre Laufzeit, 10 €/m² Netto-Kaltmiete) fallen auch hier im 
Eigenmodell zunächst hohe Kosten durch die Investition in den Bau eines Handwerker-/ 
Gewerbehofs an. Der Betrachtungszeitraum von 42 Jahren fällt in Anbetracht einer 
Restnutzungsdauer von 40 Jahren ungewöhnlich lange aus, soll an dieser Stelle jedoch 
primär der Vergleichbarkeit zum zuvor dargestellten Szenario dienen, um so die 
Auswirkung der Laufzeitverlängerung im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit einordnen 
zu können. Ohne Finanzierung kommt es ab 2030 zu einem positiven Kapitalfluss. Die 
Summe der positiven Erträge ab 2030 gleicht die Höhe der Anfangsinvestition auch 
über eine Laufzeit von 42 Jahren nicht aus. Im Mietmodell finden kontinuierliche 
Mietzahlungen an einen Investor statt. Diese führen, wie auch im vorherigen Szenario 

5. KOSTEN- UND WIRTSCHAFTLICHKEITSBETRACHTUNG

mit 30 Jahren Laufzeit, zu einer dauerhaften Unterdeckung bzw. einem laufenden 
Defizit und damit zu einem Zuschussbedarf durch die Stadt Frankfurt am Main.

Die Veränderung der Stellschrauben (Laufzeit, Mietpreis, Zuschuss) im Eigenmodell 
ergeben folgende Ergebnisse im Vergleich:
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EIGENMODELL UNTERVARIANTE 1 UNTERVARIANTE 2a UNTERVARIANTE 2b

Betrachtungszeitraum 30 Jahre 42 Jahre 42 Jahre

Mietpreise der 
Untervermietungen

10,00 €/m² NUF 12,00 €/m² NUF 12,00 €/m² NUF

ERGEBNISSE IM VERGLEICH (Rundungswerte; brutto)

DIFFERENZ aus den 
Kapitalflüssen

-32,0 Mio. € -31,3 Mio. € 3,0 Mio. €

ANNUITÄTENDARLEHEN 
2,8 % Zins + Tilgung

48,0 Mio. €
Kredithöhe 80 % FK 

= 32,2 Mio. €

47,6 Mio. €
Kredithöhe 80 % FK 

= 32,0 Mio. €

6,3 Mio. €
Kredithöhe FK effektiv
= 4,5 Mio. € (Zuschuss)

DIFFERENZ aus den 
Kapitalflüssen

-55,9 Mio. € -55,0 Mio. € 0,1 Mio. €

Positiver kumulierter 
Kapitalfluss mit 
Finanzierung ab Jahr

- -
2067

nach 42 Jahren

Einmaliger 
Investitionszuschuss 

0 € 0 € 34,3 Mio. €

Mietpreis (Unterver-
mietung) zum Erlangen 
einer „Schwarzen 0“ inkl. 
Annuität, liegt bei

24,65€/m² NUF
2055 nach 30 Jahren

24,73€/m² NUF
2067 nach 42 Jahren

12,00€/m² NUF

Abbildung 10 – Kapitalfluss im Variantenvergleich über 42 Jahre (Mietpreis 12 €/m²)

Tabelle 10 – Ergebnisse Eigenmodell gesamt im Vergleich mit unterschiedlichen Laufzeiten



5.5 Zentrale Ergebnisse der Kosten- und Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

• Die Ergebnisse zeigen, dass sich Bau und Betrieb eines Handwerker-/Gewerbehofs 
über einen Betrachtungszeitraum von 30 Jahren weder im Eigenmodell noch im 
Mietmodell unter den gegebenen Rahmenbedingungen betriebswirtschaftlich 
kostendeckend realisieren lässt. 

• Auch die Ausweitung des Betrachtungszeitraums auf 42 Jahre im Eigenmodell führt 
zu keinen nennenswerten, betriebswirtschaftlich positiven Effekten (vgl. 
Untervarianten 2a und b). 

• Dies wird im Mietmodell durch die Unterdeckung der laufenden Mieteinnahmen 
gegenüber der simulierten Mietzahlung an einen Investor deutlich – die Deckung der 
Gesamtkosten erfolgt lediglich anteilig (ca. 50 %). 

• Im Vergleich hierzu erschweren im Eigenmodell die gestiegenen 
Finanzierungskosten im Kontext der Änderung des Zinsumfeldes die Finanzierung. 
Die Höhe der Zinskosten über die Laufzeit von 30 Jahren belaufen sich auf ca. 15,8 
Mio. € (Eigenmodell) und tragen maßgeblich zur Unterdeckung bei. 

• Die betriebswirtschaftlich fehlende Gesamtrentabilität über die Laufzeiten von 30 
und 42 Jahren zeigt, dass der private Investorenmarkt kein Partner zur Umsetzung 
von Handwerker-/Gewerbehöfen sein wird. Das Mietmodell erscheint demnach 
unrealistisch. Diese Einschätzung wird durch die Erkenntnisse aus den Benchmark-
Gesprächen untermauert. Eine kleinteilige gewerbliche Nutzung führt bei privaten 
Akteuren zu einem organisatorischen Verwaltungs- bzw. Mehraufwand, der nicht 
umlagefähig auf die Betriebskosten ist. Ein privater Investor erwartet eine Kapitalren-
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tabilität (Return on Investment - ROI= Gewinn des Projektes im Vergleich zum 
eingesetzten Kapital) nach spätestens 20 bis 25 Jahren. In den Berechnungsmodellen 
lässt sich der ROI unter den gegebenen Bedingungen erst nach 30 oder 42 Jahren 
erreichen. Ein Immobilienprojekt mit einem solchen ROI (insb. EK-Rendite) würde 
von privaten Investoren als Businessmodell nicht verfolgt und lässt aufgrund der zu 
geringen und sehr langfristigen Rentabilität nur durch eine öffentliche bzw. 
kommunale Geschäftsbesorgung umsetzen. Die kommunalen Ziele verfolgen nicht 
primär eine schnelle Kapitalrentabilität. Aus diesem Grund ist die Stadt als geeignete 
Umsetzerin und Betreiberin von Handwerker-/Gewerbehöfen anzusehen.

• Die Höhe und Dynamisierung des Mietpreisniveaus als Ausgangsparameter von 10 
€/m² sollte im Rahmen der weiterführenden Wirtschaftlichkeitsbetrachtung kritisch 
reflektiert werden. Ein höherer Mietpreis von 12 €/m² (vgl. Berechnungen 2a und 
2b) führt langfristig zu einer gewissen Verbesserung der Wirtschaftlichkeit. Die 
Berechnungen zeigen jedoch, dass eine langfristige Kostendeckung unter Vollkosten 
(hohe FK-Finanzierung) nur mit Mietpreisen zwischen 24-25 €/m² möglich ist. Diese 
hohen Mietpreise bewirken allerdings eine Markteintrittsbarriere für 
Handwerksbetriebe und Gründer mit höherer Kostensensibilität. Aufgrund des 
volatilen Marktes und des unüblich langen Betrachtungszeitraums (über 30 Jahre 
bzw. 42 Jahre) wurde von einer Mietpreissteigerung und einer Betriebs- und 
Instandhaltungsindexierung abgesehen. Die aktuellen Indexierungen zeigen bei der 
Miete und den Betriebskosten eine ähnliche Entwicklung auf. Es wird im Falle einer 
Realisierung von Handwerker-/Gewerbehöfen dringend empfohlen, Mietverträge mit 
einer Indexierung der Mietpreise in Form einer Indexmiete (Orientierung am VPI) zu 
versehen, um ein zukünftiges Auseinanderdriften von Betriebskosten und 
Mieterträgen zu vermeiden.
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Aus der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung lässt sich ableiten, dass eine Umsetzung von 
Handwerker-/Gewerbehöfen kurzfristig sowie aus privater Sicht kein 
betriebswirtschaftlich rentables Geschäftsmodell darstellt. Dies bestätigt auch das 
Münchner Modell, welches seit mehr als 40 Jahren mit Eigen- und Fremdkapital der 
Landeshauptstadt München langfristig ausgerichtet arbeitet. Dieses Modell hat sich 
gerade deshalb nachhaltig etabliert, da das Produkt „Handwerker-/Gewerbehof“ in der 
dargestellten Form für private Investoren keinen rentierlichen Business Case darstellt. 

Sowohl aus der Analyse der Betriebsmodellvarianten als auch der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung lässt sich eine klare Empfehlung für ein Eigenmodell 
ableiten. Im Vergleich zu einem Mietmodell mit privatem Investor muss die Stadt keine 
Rentabilität einer Investition nach ca. 20 Jahren verfolgen. Somit stellt die langfristige 
und nicht gewinnerzielende Option über 40 Jahre im Eigenmodell auf städtischem 
Gewerbegrundstück mit städtischen Zuschüssen eine Vorzugsvariante für die 
Umsetzung dar. 

Kommunale Investitionskostenzuschüsse zur Stärkung der Eigenkapitalausstattung 
(Reduktion der kumulierten Zinskosten) sind ein zentraler Grundbaustein für die 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und Schließung der zeitlichen Amortisationsdauern 
(< 40 Jahre). Zusätzlich führen die Zuschüsse zur geringeren Fremdkapitalaufnahme 
beim Kreditgeber und sind bei der aktuellen Zinslage (über 3 %) ein positiver Effekt für 
die Wirtschaftlichkeit. Das Eigenmodell ist im Vergleich zum Mietmodell außerdem 
durch den über die Zeit geschaffenen Vermögenswert (positive Entwicklung des 
Gewerbegrundstückswertes sowie positiver Restwert des Bestandsgebäudes abhängig 
von Erhaltungsinvestitionen) vorteilhafter. Das Mietmodell führt langfristig hingegen zu 
sehr hohen Zuschussbedarfen bzw. Defizitausgleichen zwischen Marktmiete und Unter-
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vermietung in der Größenordnung von ca. 50 % (Unterdeckung). Zudem besteht bei 
dem Mietmodell der entscheidende Nachteil, dass dieses nicht zu einer positiven 
Vermögensentwicklung beiträgt. Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ist bezüglich der 
Mieteinnahmen durch die Betriebe von einem Korridor zwischen 10 bis 12 €/m² 
ausgegangen. 

Ein einmaliger oder jährlicher Zuschussbedarf der Stadt Frankfurt am Main ist letztlich 
für beide Varianten (Eigen- und Mietmodell) zur Umsetzung von Handwerker-/ 
Gewerbehöfen unabdingbar. In Anlehnung an andere Städte mit Handwerker-/ 
Gewerbehöfen erfolgt die Finanzierung durch ein entsprechendes kommunales 
Investitionsprogramm (u. a. Stadt München). Dies bestätigt sich in der Berechnung 
Untervariante 2a des Eigenmodells, indem ein einmaliger anfänglicher Zuschuss i. H. v. 
ca. 35 Mio. € unterstellt wurde und langfristig zu einer „Schwarzen 0“ und keinem 
Defizit zum Ende des Betrachtungszeitraums führt. 

Um eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit zu erzielen, gilt es Fördermöglichkeiten 
auszuloten. Im Kontext der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung wurden solche im Rahmen 
eines ersten Fördermittel-Screenings (Bund, Land) untersucht. Hierbei konnten jedoch 
nach Recherchen von Drees & Sommer keine passfähigen, aktuell bestehenden 
Standard-Förderprogramme identifiziert werden. Sollten keine Pilot- oder 
Sonderförderprojekte für die Realisierung eines Handwerker-/Gewerbehofs aktiviert 
werden können, kommen grundsätzlich Richtlinien und Fördertatbestände aus den 
Bereichen Gründerzentren, Innovations- und Wirtschaftsförderung, Städtebauförderung 
oder Energieeffizientes Bauen im Rahmen des Hessischen Energiegesetzes in Frage, die 
für mögliche Teilprojekte und Förderbausteine eines Handwerker-/Gewerbehofs 
herangezogen werden können. Im Rahmen der weiteren Sondierung und konkreten
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Planung wird eine direkte Abstimmung mit dem Land Hessen (HMWVW) durch die 
Stadt Frankfurt am Main empfohlen, um vorausschauend eine mögliche Kofinanzierung 
durch das Land bzw. die Förderbank des Landes zu eruieren. Die Akquisition und 
Einbindung von Fördermitteln kann bei der Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 
(Reduktion des Eigenkapitalbedarfs der Stadt, Reduktion des Zinskostenbelastung sowie 
Reduktion der Amortisationsdauer) entscheidend helfen. 

Durch städtische Zuschüsse und niedrige Mietpreise müssen neben dem Beihilferecht 
auch im Falle des Mietmodells vergaberechtliche Punkte geprüft werden. U. a. läge 
vergaberechtlich ein Bauauftrag vor, sollte eine architektonische Einflussnahme seitens 
der Stadt über marktübliche Anforderungen eines normalen Mieters hinausgehen. Auch 
eine finanzielle Beteiligung in Form eines Baukostenzuschusses käme ab einer 
bestimmten Höhe einem verkappten Bauauftrag gleich, welcher zur 
Ausschreibungspflicht führen würde (siehe für diese Aspekte auch S. 30f.)

5. KOSTEN- UND WIRTSCHAFTLICHKEITSBETRACHTUNG
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Im Rahmen der abschließenden Bearbeitungsstufe werden die bis dato erzielten 
Ergebnisse zusammengeführt und in konkrete Handlungsempfehlungen für  die 
Wirtschaftsförderung Frankfurt überführt. Die Handlungsempfehlungen und 
Maßnahmenpläne speisen sich demnach aus den Erkenntnissen der Analyse und 
Bewertung der Betriebsmodellvarianten, der Standortprüfung und der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung. In der Synthese bilden nachfolgende Empfehlungen 
eine praxisnahe Grundlage für die weiteren Schritte hin zur Umsetzung einer 
Vorzugsvariante für Handwerker-/Gewerbehöfe in Frankfurt am Main.

Durch die mehrstufige Herangehensweise und die enge Einbindung der Stakeholder 
konnte eine fundierte Basis für die erfolgreiche Umsetzung der Handwerker-/ 
Gewerbehöfe in Frankfurt am Main geschaffen werden. Am 30.10.2024 fand im 
Rahmen der Umsetzungsstudie ein halbtägiger „Strategie-Workshop“ in Frankfurt am 
Main im Büro von Drees & Sommer statt. Neben Vertreterinnen und Vertretern der 
Wirtschaftsförderung Frankfurt, des Stadtplanungsamtes Frankfurt sowie der IHK und 
HWK, waren aus dem Kreis der Benchmark-Standorte Rudolf Boneberger als 
Geschäftsführer der MGH (München) und Oliver Witzemann von der 
Wirtschaftsförderung der Stadt Karlsruhe als externe Gäste eingebunden. Drees & Som-

mer stellte das bisherige Vorgehen sowie erzielte Ergebnisse und vorläufige 
Schlussfolgerungen vor. Der erste Teil des Workshops befasste sich mit der 
Bewertung und Validierung der Vorzugsvariante des Betriebsmodells über eine 
kommunale Eigengesellschaft sowie der Einordnung umsetzungsrelevanter Faktoren 
wie Organisation und Betrieb, Wirtschaftlichkeit, Standort und Impact.

6.1 Zusammenfassende Beurteilung eines tragfähigen Geschäftsmodells

Im Rahmen des Workshops wurden aus der Diskussion zentrale Erkenntnisse und 
Schlussfolgerungen zur weiteren Vorgehensweise herausgearbeitet. Insbesondere 
die Frage der Realisierbarkeit von Handwerker-/Gewerbehöfe durch private 
Investoren war zentraler Bestandteil des Workshops. Im Vergleich mit anderen 
Großstädten und den Benchmark-Standorten wurde sehr deutlich herausgearbeitet, 
dass Gewerbehöfe mit einer kleinteiligen Mieterstruktur und vertikaler 
Gebäudestruktur kein marktfähiges Modell für den privaten Investorenmarkt 
darstellen. Private Gewerbehöfe müssen als „Nischenprodukt“ des 
Immobilienmarktes bezeichnet werden. Diese treten lediglich vereinzelt oder 
vorübergehend in Phasen der Zwischen- und Nachnutzungen von Bestandsimmobi-
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lien auf und sind bei langfristig ausgerichteten Eigentümern mit geringen bzw. 
moderaten Renditeerwartungen (u .a. Stiftungen, Nachfolge bzw. Family-Offices) ohne 
größere Investitionen und Umbauten zu erwarten bzw. nur unter solchen 
Rahmenbedingungen überhaupt wirtschaftlich tragfähig. Für einen funktionalen 
Neubau ist kein vergleichbares Beispiel eines rein privat betriebenen Handwerker-/ 
Gewerbehofs als Renditeobjekt bekannt. Der private Investor verfolgt das Ziel der 
Gewinnerzielung und Amortisation der Investitionskosten in relativ kurzer Zeit (ca. 20 
bis 25 Jahre), weshalb das Interesse eines privaten Investors und Betreibers bei 
typischerweise niedrigen Mieteinnahmen sowie kleinteiliger und heterogener 
Mietstruktur eine fehlende Rentabilität und fehlendes Interesse hervorruft. 
Demgegenüber steht die Zielgruppe (Handwerker und Gewerbetreibende), welche 
aktuell Schwierigkeiten hat, am Markt zu wettbewerbsfähigen Mieten kleinteilige 
Bestandsflächen bei Neuvermietung zu erhalten. Der private Immobilienmarkt wird die 
Planung, Bau und Umsetzung von Handwerker-/Gewerbehöfen unter den anvisierten 
Zielsetzungen und Erwartungen in Frankfurt am Main nicht eigenständig übernehmen 
und regeln. Der Kommune kommt somit vor dem Hintergrund fehlender anderer 
privater oder (halb-) öffentlicher Akteure („Marktversagen“) das primäre und 
öffentliche Eigeninteresse hinsichtlich der Planung,  Umsetzung und Betrieb von 
Handwerker-/Gewerbehöfen im Stadtgebiet zu. Dies erfordert die politische 
Intervention der Stadt Frankfurt mit einer klaren und abgestimmten 
Kommunikationsstrategie des aktiven Handelns.

Bisher sind die konkreten Bedarfe von Handwerksbetrieben in der Studie der CIMA 
(Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen in Frankfurt am Main – Eine 
Bedarfsanalyse für die Wirtschaftsförderung Frankfurt GmbH, die Handwerkskammer 
Frankfurt-Rhein-Main und die Industrie- und Handelskammer Frankfurt am Main [Stand:
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31.08.2020]) untersucht und definiert worden. Dabei wurde ein erhöhtes Interesse von 
Handwerkern und Gewerbetreibenden hinsichtlich der Anmietung von kleineren 
Flächen und Gewerbeeinheiten in Zentren bzw. Höfen nachgewiesen. Die Umsetzung 
von Handwerker-/Gewerbehöfen muss durch die politische Ebene unterstützt werden, 
um eine zeitnahe Umsetzung zu ermöglichen. Im Vordergrund stehen hierbei nicht 
ausschließlich betriebswirtschaftliche Faktoren der Kostendeckung, sondern ein aktives 
Bekenntnis zum Wirtschaftsstandort Frankfurt am Main.

Aus immobilienökonomischer Perspektive betrachtet sowie unter Berücksichtigung der 
gegenwärtigen Marktzyklusphase ist die Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen  
allein durch Dritte nicht abzubilden. Die Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen 
stellt damit eine Maßnahme lokaler Wirtschaftsförderungspolitik dar, die nachfolgende 
Ziele verfolgt:

• Standortsicherung

• Sicherstellung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen

• Generierung von Gewerbesteueraufkommen durch Förderung der Transformation 
des Handwerks und kleinteiligen Produktionsgewerbes

• Diversifizierung der lokalen Wirtschaftsstruktur und damit Förderung eines 
resilienten Wirtschaftsstandorts 

• wohnortnahe Versorgung mit Handwerkerleistungen
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6.2 Ausblick – Empfehlungen für weitere Umsetzungsschritte 

Organisation / Betrieb

Aus den Ergebnissen dieser Studie lässt sich eine eindeutige Vorzugsvariante zur 
Organisation und zum Betrieb von Handwerker-/Gewerbehöfen ableiten. Drees & 
Sommer schlägt die Umsetzung eines Eigenmodells auf einem städtischem 
Gewerbegrundstück über eine existierende oder neu zu gründende kommunale 
Gesellschaft in Form einer GmbH vor. Diese übernimmt Aufgaben der Eigentümer- und 
Betreiberfunktion für mehrere arbeitsteilige Handwerker-/Gewerbehöfe im Stadtgebiet 
Frankfurt am Main. Der Stadt kommt als Alleingesellschafterin die Lead-Funktion zu. 
Die IHK und HWK sind als wichtige Kooperationspartner aktiv einzubeziehen. Eine 
aktive Rolle als Minderheitsgesellschaft (u. a. Ausstieg als Gesellschafter der MRH in 
München) ist angesichts rechtlicher und finanzieller Hürden nicht empfehlenswert. Die 
Handwerker-/Gewerbehöfe sind damit als Instrument der aktiven Standort- und 
Wirtschaftsförderung mit dem Fokus auf Stärkung der lokalen Handwerks- und 
Kleingewerbestrukturen, Förderung der stadtteilbezogenen Versorgung und 
Diversifizierung der lokalen Wirtschaftsstruktur zu verstehen. Für die Gründung einer 
kommunalen Gesellschaft der Stadt Frankfurt auf diesem Gebiet müssen die 
Voraussetzungen der wirtschaftlichen Betätigung (gemäß § 121 HGO) geprüft und 
sichergestellt werden. 

Wirtschaftliche Rendite- und Gewinnerzielungsabsichten haben für ein solches 
Beriebsmodell eine nachrangige Priorität. Wie in Kapitel 5.4 ausgeführt, können und 
werden diese Aufgaben nicht durch private Marktteilnehmer übernommen und 
abgedeckt. 

6. SYNTHESE UND HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Neben der Gründung einer GmbH kann diese kommunale Aufgabe auch durch 
bestehende Gesellschaften der Stadt Frankfurt wie der HFM oder KEG umgesetzt 
werden. Im Vergleich zur Neugründung kann die Betrauung dieser Gesellschaften 
zeitliche, kostentechnische und personelle positive Effekte zur effektiveren und 
effizienteren Umsetzung mit sich bringen und längere Vorlaufzeiten für den Aufbau 
einer neuen Organisationsstruktur vermeiden. Die Entscheidung zur Neugründung oder 
Betrauung bestehender Gesellschaften muss auf politischer Ebene abgestimmt und 
entschieden werden. Aus den Gesprächen und Rückmeldungen der kommunalen 
Gesellschaften (HFM, KEG) war bisher angesichts anderer Aufgabenschwerpunkte 
sowie knapper Ressourcen (Personal, Finanzen) eine ausgeprägte Zurückhaltung der 
ergänzenden Aufgabenwahrnehmung von Handwerker-/Gewerbehöfen gegenüber dem  
jeweiligen komplementären Kerngeschäft erkennbar. Klare gesellschaftsvertragliche 
Regelungen müssen den Zweck und den kommunalen Auftrag der Errichtung und des 
Betriebs von Handwerker-/Gewerbehöfen im Kontext des Hessischen Kommunalrechts 
(§ 121 HGO) definieren. Die Planung, Realisierung und der Betrieb aus einer Hand und 
im Eigenmodell auf städtischem Gewerbegrundstück wird aus Sicht von Drees & 
Sommer sowie den Teilnehmenden des Strategieworkshops als die vorteilhafteste 
Träger- und Organisationsstruktur angesehen. 

Wirtschaftlichkeit

Aus der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung lässt sich klar ableiten, dass eine Umsetzung 
von Handwerker-/Gewerbehöfen kein betriebswirtschaftlich rentables Geschäftsmodell 
darstellt. Dies bestätigen die Erfahrungen von über 40 Jahren des Münchner Modells, 
das über die kommunale Eigen- und Fremdfinanzierung (Sockel-Finanzierung über den 
städtischen Haushalt) erfolgt. Aus den von Drees & Sommer durchgeführten
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Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen lässt sich eine Empfehlung zu einem Eigenmodell 
(Stadt/Kommune als Bauherr und Betreiber auf kommunalen Gewerbegrundstücken) 
im Vergleich zum Mietmodell (privater Investor als Bauherr und Anmietung von 
Flächen durch Stadt bzw. Handwerksunternehmen) ableiten. Im Vergleich zu einem 
privaten Investor muss die Stadt keine Rentabilität einer Investition in einer kurzen Frist 
(ca. 20 Jahre) erzielen und nachweisen. Damit ist die langfristige, nicht 
gewinnerzielende Option über 40 Jahre im Eigenmodell auf städtischem 
Gewerbegrundstück mit kommunalen Zuschüssen eine langfristig wirtschaftlichere 
Lösung zur Umsetzung und zum Betrieb von Handwerker-/Gewerbehöfen und 
dementsprechend einem Mietmodell mit anhaltend hohen Mietkosten vorzuziehen. 

Bei möglichen Investitionskosten in Höhe von rund 34 bis 40 Mio. € stellt eine  
angemessene Eigenkapitalausstattung (rund 30 %) einen wichtigen finanziellen 
Grundpfeiler für die erfolgreiche Umsetzung dar. Durch eine höhere 
Eigenkapitalausstattung zu Beginn der Investition über eine langfristigen Nutzungs- und 
Betriebsdauer (ca. 40 Jahre) können jährliche Defizitausgleiche der Haushaltsplanung 
reduziert und vermieden werden. Zusätzlich führen einmalige Investitionszuschüsse (vs. 
jährlicher Defizitausgleich) zur geringeren Fremdkapitalaufnahme am Kreditmarkt und 
können bei der aktuellen Zinslage (ca. 3-4 %) einen positiven Effekt für die 
Wirtschaftlichkeit und Amortisation darstellen. Das Eigenmodell bietet zudem im 
Vergleich zum Mietmodell den entscheidenden Vorteil der Erhaltung und 
Sicherstellung von kommunalen Vermögenswerten (Steigerung des 
Gewerbegrundstückswertes sowie positiver Restwert des Gebäudes nach der 
Amortisation). Das Mietmodell führt im Gegensatz dazu zu langfristig hohen Mittel- und 
Zuschussbedarfen, um das Delta zwischen Marktmiete des Vermieters und den Mieten 
der Handwerksbetriebe auszugleichen. Durch einen Kostendeckungsgrad von rund +/-
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50 % ergibt sich ein anhaltend hoher Zuschussbedarf, der bei einem Mietmodell zudem 
rechtskonform im Rahmen des Beihilferechts ausgestaltet werden muss. Bei der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ist von einer Spanne der aktuellen Mietpreise von 10-12 
€/m² an Handwerksbetrieben ausgegangen worden. Diese sind im Vergleich zu 
erwarteten Gewerbemieten von potenziellen Investoren (Vollkostenmiete im Neubau 
inkl. Marge: > 20€/m²) am freien Markt als gering einzuordnen. Bei der Gestaltung von 
Mietverträgen sollte auf eine jährliche Indexierung geachtet werden, um die langfristige 
Wirtschaftlichkeit der Mieteinnahmen nicht zu gefährden. Bei höheren Mietpreisen, die 
bei effektivem und optimiertem Flächenlayout sowie geringeren Nebenkosten 
angemessen sein können, kann die Wirtschaftlichkeit eines Handwerker-/Gewerbehofs 
verbessert werden (u. a. Amortisationsdauer 30-40 Jahre, Reduktion Zinkosten). 

Standort

Die Vorzugsvariante des kommunalen Eigenmodells setzt geeignete städtische 
Gewerbegrundstücksflächen voraus. Die bisherige Standortprüfung erfolgte für drei 
Gewerbegrundstücke, welche nicht in städtischem, sondern privatem Eigentum liegen 
(teilweise Erbbau-Modelle). Die effektive Umsetzung von Handwerker-/Gewerbehöfen 
durch ein Eigenmodell kommt auf diesen drei Standorten sehr wahrscheinlich nicht in 
Frage. Die mögliche Ankaufsoption von privaten Gewerbegrundstücken  kann eine von 
mehreren alternativen Optionen sein. In den Gesprächen mit Vertreterinnen und 
Vertretern von HFM und Dezernat III wurde auf Flächen im Eigentum der HFM 
hingewiesen. Im Rahmen eines weitergehenden Suchlaufs von kommunalen Gewerbe-
grundstücken mit einer hohen Eignung für Handwerker-/Gewerbehöfe gilt es zu prüfen 
und zu bewerten, ob und unter welchen Bedingungen eine Umsetzung auf diesen 
Flächen möglich sein kann. 

62 Drees & Sommer | Umsetzungsstudie Handwerker-/Gewerbehöfe Frankfurt am Main | Endbericht



Im Rahmen eines langfristig vorausschauenden Planungs- und Suchlaufs von 
Gewerbegrundstücken und Potenzialflächen für weitere Handwerker-/Gewerbehöfe 
sollte über die strategische Option der Nutzung des kommunalen Vorkaufsrechts 
nachgedacht werden. Erfahrungen aus anderen Städten sowie den im Rahmen der 
Studie betrachteten Benchmark-Beispielen zeigen, dass der kommunale Grunderwerb 
(Vorkaufsrecht, Vorkaufssatzung) bei öffentlichen Nutzungen und öffentlichen 
Interessen im Sinne einer aktiven Bodenpolitik gezielt genutzt werden sollte, um eine 
Bodenbevorratung für öffentliche und gewerbliche Nutzungen zu erzielen. 

Impact

Jenseits der reinen immobilienwirtschaftlichen Betrachtung ist ein übergeordneter 
Mehrwert von Handwerker-/Gewerbehöfen in standort- und wirtschaftspolitischer, 
sozialer und ökologischer Hinsicht zu sehen. Ein attraktiver Handwerker-/Gewerbehof 
sichert und schafft Arbeits- und Ausbildungsplätze in kleingewerblichen Strukturen. Er 
unterstützt lokale Handwerks- und Gewerbsbetriebe, indem er ihnen eine Plattform 
bietet, auf der sie ihre Leistungen nicht nur erbringen, sondern unter verbesserten 
infrastrukturellen Bedingungen effizienter gestalten und damit ihre Geschäfte ausbauen 
und weiterentwickeln können. Bei engen und hochpreisigen Immobilienmärkten 
kommt es ohne zielgruppengerechte Raumangebote zu einer verstärkten Verdrängung 
von kleineren Handwerks- und Produktionsfirmen (ohne Immobilieneigentum) ins 
Umland. Damit gehen Betriebe, Arbeits- und Ausbildungsplätze, Wertschöpfung und 
Steuereinnahmen aus den urbanen Lagen über längere Zeit verloren.

Ein Handwerker-/Gewerbehof fördert die Zusammenarbeit und den Austausch 
zwischen verschiedenen Handwerks- und kleingewerblichen Produktionsbetrieben, was 
zu einer starken Gemeinschaft und besseren Netzwerken führt.
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Durch eine thematische und branchenspezifische Schwerpunktsetzung von 
Handwerksbetrieben (u. a. Clusterung von ähnlichen Betrieben nach 
Schwerpunktbranchen) kann in einzelnen Höfen eine funktionale Arbeitsteilung erzielt 
werden. Dabei können junge Software-Firmen und Start-ups (u. a. im Umfeld von 
Hochschulen, Akademien) im Bereich handwerkernaher KI-Lösungen zusätzliche 
Transfer-, Modernisierungs- und Innovationsimpulse für etablierte Handwerks- und 
Kleingewerbebetriebe leisten. 

Durch die gemeinsame Nutzung von Ressourcen und Einrichtungen 
(Gemeinschaftsflächen, Mobilitäts-/Sharing-Angebote) können Betriebe ihre 
Umweltbelastung (kürzere Anfahrtswege) reduzieren und nachhaltiger arbeiten. Ein gut 
geplanter und betriebener Handwerker-/Gewerbehof kann grundsätzlich positive 
Sogkraft für Investoren und Industrieunternehmen haben, die das Umfeld von 
Handwerksbetrieben als Zulieferer bzw. Dienstleister suchen. Diese positiven Effekte 
tragen insgesamt zur Stärkung der lokalen Wirtschaft und zur Verbesserung der 
Lebensqualität in der Gemeinschaft bei. Zusätzlich führen Handwerker-/Gewerbehöfe 
zur Erhaltung von städtischen Strukturen und einer langfristigen nachhaltigen 
Stadtplanung in Form von Nachverdichtung (Mehrgeschossigkeit/Stapelung) und damit 
zu einer städtebaulichen Aufwertung und höheren Dichte bzw. Flächeneffizienz. 
Durch ein Netz von mehreren Handwerker-/Gewerbehöfen, die das Frankfurter 
Stadtgebiet über die Stadtteile abdecken, kann ferner eine stadtteil- bzw. wohnortnahe 
Versorgung mit Handwerkerleistungen sichergestellt werden. Dies würde sich 
wiederum positiv auf eine funktionale und soziale Durchmischung in den Frankfurter 
Stadtteilen auswirken.
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„Szenario Null“: Was passiert, wenn nichts passiert? 

Sollte die Stadt Frankfurt in den nächsten drei bis fünf Jahren keinen Handwerker-
/Gewerbehof innerhalb des Stadtgebietes errichten, ist mit einer Fortsetzung oder gar 
Beschleunigung des beschriebenen Verdrängungsprozesses zu rechnen. Die 
Marktsituation von Handwerks-/ Gewerbebetrieben wird sich ohne angemessene 
Raum- bzw. Standortalternativen und ohne eine attraktive Plattform für Kooperation 
und Innovation im Stadtgebiet weiter verschlechtern und damit Standortverlagerungen 
oder -schließungen von Betrieben begünstigen. 

Bestehende Betriebe mit auslaufenden Mietverträgen, beengten Raumangeboten oder 
anderen Engpassfaktoren (u. a. schlechte verkehrliche Anbindung, fehlendes 
Nachwuchs-/Fachkräftepersonal, fehlende Ressourcen für Investitionen in 
Modernisierung bzw. Produkt-/Geschäftsmodellinnovationen) werden ihre 
Betriebsstätte in das Umland verlagern oder gänzlich aufgeben. Die Zahl der 
Ausbildungs- und Arbeitsplätze im Handwerk und kleingewerblichen 
Produktionsgewerbe wird damit in Frankfurt zurückgehen. Aus dem weiteren Rückgang 
und der Verlagerung von Betrieben resultiert ein Rückgang im Steueraufkommen, 
welcher durch alternative Branchenentwicklungen aufgefangen werden müsste.

Es ist ferner davon auszugehen, dass weniger neue Handwerks- und 
Kleingewerbebetriebe im Stadtgebiet gegründet werden. Im Kontext der 
Nachfolgeproblematik kann von einem zusätzlichen Anstieg der Betriebsaufgaben von 
kleineren Betrieben ausgegangen werden. 

Im Endeffekt hätte diese Entwicklung auch eine Verschlechterung der lokalen bzw. 
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stadtteilbezogenen Versorgungssituation mit Handwerksleistungen zur Konsequenz. 
Suchprozesse und Wartezeiten, längere Bau- und Modernisierungsmaßnahmen, längere 
Fahrzeiten sowie ansteigende Preise und Kosten (Anstieg der Fahrtkosten aus dem 
Umland, geringerer Wettbewerb) wären weitere Folgen, mit denen es zu rechnen gilt – 
ggf. kann dies auch den Anstieg von Schwarzarbeit und Schattenwirtschaft begünstigen.

Auch angesichts der ökologischen Herausforderungen im Kontext der Energiewende 
sind Handwerksbetriebe als zentrale Player mit treibender Rolle und Funktion als 
wichtiger Umsetzungspartner zu sehen. Die Stärkung des lokalen Handwerks und 
produzierenden Kleingewerbes bildet einen wichtigen Stellhebel für eine nachhaltige 
Stadt- und Quartiersentwicklung im Sinne der aktiven Gestaltung und Umsetzung der 
Energiewende in den Stadtbezirken. Ein starkes und aktives Handwerk trägt wesentlich 
zur Förderung attraktiver, zukunftsorientierter Arbeitsplätze in entsprechenden 
Ausbildungsberufen bei. 
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Maßnahmenplan 2025/2026

Auf Basis der gesammelten Ergebnisse und Erkenntnisse wird nachfolgend ein Maßnahmenplan für die Jahre 2025 und 2026 aufgestellt, welcher kurz- bis mittelfristige 
Umsetzungsschritte berücksichtigt. Diese basieren u. a. auch auf Ergebnissen eines gemeinsamen Strategieworkshops mit Vertreterinnen und Vertreter der Wirtschaftsförderung 
Frankfurt, der IHK sowie HWK und dem Stadtplanungsamt sowie zwei externen Vertretern der Benchmark-Standorte München und Karlsruhe.

Maßnahmenplan: Kommunikation und Entscheidungsvorbereitung im Hinblick auf eine Gremienbefassung (I)
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Maßnahmenfeld Kurzfristig 1. Halbjahr 2025
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r • Fortführung der bisherigen Arbeitsgruppe mit Wirtschaftsförderung, IHK, HWK und Stadtplanungsamt („Task Force“) mit Schwerpunktsetzung auf der aktiven Umsetzungsbegleitung.

• Fortschreiben eines konkreten Fahr-/Umsetzungsplan anhand eines 10- bzw. 12-Punkte-Programms mit zeitlichen Meilensteinen und Zuständigkeiten (siehe Seite 70).

• Führen eines „Runden Tischs“ auf politischer Ebene zur Vorstellung der Umsetzungsstrategie von Handwerker-/Gewerbehöfen und Vorbereitung einer Entscheidung. Hierbei ist es 
essenziell, die Bedarfe an kleinteiligen innerstädtischen Mieteinheiten der Handwerker aufzuzeigen und den Impact jenseits rein immobilienwirtschaftlicher Betrachtung zu 
transportieren und ein marktpolitisches Grundverständnis schaffen.

• Zur Verdeutlichung des Erfordernisses zur Umsetzung sollen unterschiedliche Stränge parallel eingeleitet und gesteuert werden. Zum einen soll die Umsetzungsstudie der 
Leitungsebene (Präsidium, Vorstand) der IHK und HWK vorgestellt werden, die bereits eng in die Erstellung der Umsetzungsstudie involviert waren. Zusätzlich kann ein flankierender 
Austausch der IHK und HWK Frankfurt, München und Karlsruhe zu der Umsetzung von Handwerker-/Gewerbehöfen ein Weg der Vorstellung der Umsetzungsstudie bei der IHK und 
HWK sein. 

• Zusätzliche Stakeholder werden in der Einbeziehung des Beirats der Industrie gesehen. Dies erfordert erneute Gespräche mit dem Beirat und soll die Priorisierung der Höfe 
vorantreiben. 

• Die erneute Durchführung von Delegationsreisen (an ausgewählte Benchmark-Standorte in Deutschland) mit ausgewählten Entscheidungsträgerinnen und -trägern der Verwaltung, 
Kommunalpolitik sowie der IHK und HWK (inkl. Ehrenamt) kann für die konkrete Befassung und Entscheidungsvorbereitung des Umsetzungs- und Investitionsvorschlags von Vorteil sein. 
Alternativ können federführende Akteure der Benchmark-Standorte auch in Frankfurt eingebunden werden, z.  B. im Rahmen Runder Tische.

• Zusätzlich sollte durch die IHK und HWK (politische Fürsprecher) ein Positionspapier erstellt werden – zur Verdeutlichung der Befürwortung und des akuten Bedarfs des Handwerks und 
kleingewerblichen Produktionssektors. Die parallele Einbindung weiterer Repräsentanten aus dem Handwerk und der Industrie kann diese Position zusätzlich bekräftigen (u. a. Beirat 
Industrie, ZVEH – Zentralverband der Deutschen Elektro- und Informationstechnischen Handwerke, Handwerks-Innungen). 



Maßnahmenplan: Kommunikation und Entscheidungsvorbereitung im Hinblick auf eine Gremienbefassung (II)
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Maßnahmenfeld Mittelfristig 2. Halbjahr 2025-2026
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• Klärung und Entscheidung zur Organisationsform in einer bestehenden Gesellschaft oder Neugründung einer kommunalen Gesellschaft. Hierfür sollten unter Einbindung der 
Dezernatsleitung Einzelgespräche mit der HFM und KEG geführt werden. Sollten beide Gesellschaften als potenzielle Eigentümer und Betreiber von Handwerker-/Gewerbehöfen auf 
kommunalen Gewerbegrundstücken nicht in Frage kommen, wäre die Prüfung und Konzeptentwicklung der Option zur Neugründung einer neuen kommunalen GmbH (z. B. 
Handwerkerhöfe Frankfurt GmbH) empfehlenswert. Dabei müssen organisatorische, verwaltungsrechtliche und finanzielle Leitplanken und Verständigungen entwickelt, ausgearbeitet 
und abgestimmt werden, um die Gründung der kommunalen GmbH vorzubereiten. In diesem Zuge sind rechtliche Fragenstellungen (Vergabe-, Verwaltungs-, Beihilferecht) durch das 
städtische Rechtsamt und/oder eine spezialisierte Rechtsanwaltskanzlei zu klären. 

• Es erfordert die Benennung oder Gründung eines Dezernates, welches die Aufgabe federführend übernimmt und das Thema politisch adressiert. Dabei bedarf es auf der politischen 
und administrativen Leitungsebene eines federführenden „Kümmerers“ und „Treibers“.

• Es bedarf einer klaren und zielgerichteten Kommunikationsstrategie an die politische Ebene. 

• Aufstellung und Entwicklung eines standortbezogenen Business-/Realisierungsplans für passfähige kommunale Standorte des geplanten Handwerker-/Gewerbehofs. Dieser muss 
Aussagen über den Standort, die Kosten, den Zuschussbedarf und die Organisationsform (bestehende kommunale Gesellschaft/Neugründung einer kommunalen Gesellschaft) 
beinhalten. Der Business-/ Umsetzungsplan für die Handwerker-/Gewerbehöfe muss über eine Magistratsentscheidung erfolgen. Der Magistratsbeschluss soll ein offizielles 
Commitment zur Umsetzung von Handwerker-/Gewerbehöfen schaffen.



Maßnahmenplan: Suchlauf und Standortprüfung für kommunale Gewerbegrundstücke für Eigenmodell als Teil einer aktiven Flächenpolitik
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Maßnahmenfeld Kurzfristig 1. Halbjahr 2025
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• Erneuter und zielgerichteter Suchlauf der Eignungsprüfung von kommunalen Gewerbegrundstücken im Zugriff der Stadtverwaltung bzw. der kommunalen Eigenbetriebe bzw. GmbH, 
die den Soll-Anforderungen entsprechen (Suchkriterien) und die grundsätzlichen bau-/planerischen Voraussetzungen erfüllen. Dabei können auch mögliche Tauschflächen sowie 
potenzielle Flächen eines Grunderwerbs von Dritten einbezogen werden. 

• Das Stadtplanungsamt bzw. Amt für Bau und Immobilien sollte auch kleinere städtische Gewerbegrundstücksflächen in Betracht ziehen und in den Suchlauf der stadtinternen 
Gewerbegrundstücke für eine potenzielle Entwicklung aufnehmen. Hierbei kann der aktuelle Grundstücksentwicklungsstand (ggf. vor Satzungsbeschluss des B-Plans) von Bedeutung 
sein. Die Eignungsprüfung der Standorte wird von der Wirtschaftsförderung (mit optionaler externer Fachexpertise) im Anschluss übernommen.

• Parallel sollten auch nicht-städtische Flächen geprüft und eruiert werden. Dies beinhaltet weitere Gespräche mit Investoren zu möglichen Pachtverträgen in Form eines Mietmodells 
als Rückfallposition. Hierbei muss jedoch klar sein, dass ein privater Investor, neben marktüblichen Mietpreisen gegenüber der Stadt Frankfurt als Hauptmieter, auch mögliche 
Zugeständnisse durch die Vermietung mehrerer Objekte machen kann. Eine weitere Möglichkeit kann die Einbeziehung der ABG FRANKFURTER HOLDING Wohnungsbau- und 
Beteiligungsgesellschaft mbH darstellen.



Maßnahmenplan: Suchlauf und Standortprüfung für kommunale Gewerbegrundstücke für Eigenmodell als Teil einer aktiven Flächenpolitik
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Maßnahmenfeld Mittelfristig 2. Halbjahr 2025-2026
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• Im Fall der positiven Eingrenzung geeigneter Potenzialstandorte im Eigentum der Stadt Frankfurt gilt die Prüfung der bau- und planungsrechtlichen Voraussetzungen durch das 
Stadtplanungsamt sowie die Einleitung weiterer Maßnahmen (u. a. Vorbereitung Planungs- und Sicherungsmaßnahmen). Dabei wird die zeitliche Einordnung und Priorisierung einer 
anvisierten und möglichen Planung und Realisierung (kurz-, mittel- oder langfristig) der Gewerbegrundstücke sowie Projektentwicklung erforderlich.  

• Für jeden in Frage kommenden Zielstandort eines möglichen Handwerker-/Gewerbehofs sind erste städtebauliche Planentwürfe und Skizzen, baurechtliche Einschätzungen, 
Voruntersuchungen (u. a. Erschließung, Infrastruktur) sowie Grobkostenschätzungen und Wirtschaftsberechnungen zu erstellen. Die Arbeitsaufträge sollten in kompakten 
Machbarkeitsstudien zusammengeführt werden, um darauf basierend konkrete Vorschläge und Maßnahmen für die Umsetzung sowie Gestaltung des politischen 
Entscheidungsprozesses definiert werden.   

• Passfähige Potenzialflächen sollten langfristig berücksichtigt und durch die Stadt Frankfurt erworben werden. Ggf. eignen sich besondere Gewerbegrundstücke, auf denen bisher kein 
Baurecht ausgewiesen ist, für ein zukünftiges Programm zur Errichtung und zum Betrieb von Handwerker-/Gewerbehöfen, mit einer möglichen Ausweitung auf mittelfristig zwei bis drei 
Standorte – langfristig auch mehr (vgl. Benchmark München).

• Im Rahmen eines langfristig vorausschauenden Planungs- und Suchlaufs von Gewerbegrundstücken und Potenzialflächen für weitere Handwerker-/Gewerbehöfe sollten Möglichkeiten 
zur Nutzung des kommunalen Vorkaufsrechts geprüft werden. Beispiele aus anderen Städten (u. a. Benchmark-Standorte) zeigen, dass der kommunale Grunderwerb (Vorkaufsrecht, 
Vorkaufssatzung) bei öffentlichen Nutzungen und öffentlichen Interessen im Sinne einer aktiven Bodenpolitik gezielt genutzt werden sollte, um eine Bodenbevorratung für öffentliche 
und gewerbliche Nutzungen zu erzielen. 



Maßnahmenplan: Finanzierung und weitere Wirtschaftlichkeitsbetrachtung
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Maßnahmenfeld Kurzfristig 1. Halbjahr 2025
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• Die Prüfung und Entwicklung eines Sonderförderprogramms bei der Stadt Frankfurt (u. a. Einzelfallentscheidung vs. kommunales Investitionsprogramm Handwerker-/Gewerbehöfe) 
sowie dem Land Hessen (Sondierung einer möglichen Pilotförderung) stellt einen Prüfstrang für die Sondierung der Finanzierungsvoraussetzungen. Dabei gilt es, die Kämmerei der Stadt 
Frankfurt aktiv einzubeziehen. 

• Anhand des Finanzierungsplans inkl. Kreditkonditionen und Sicherung beim Kreditgeber über Kommunalkredite wird die Basis für die Politik zur Befähigung der Kämmerei für die 
Voranmeldung und Einplanung in die Haushaltsplanung (mittelfristiger Finanzplan) der Stadt Frankfurt am Main geschaffen.

Mittelfristig 2. Halbjahr 2025-2026

• Außer Frage steht der einmalige oder jährliche Zuschussbedarf der Stadt Frankfurt an die ausgewählte Gesellschaft. Hierbei werden voraussichtlich Mittelbedarfe von insgesamt 35 – 
40 Mio. € erforderlich sein, um eine Umsetzung zu ermöglichen. Das Aufstellen einer Finanzierungsplanung ist ein wichtiger Schritt und erfordert die Eruierung der finanziellen 
Strukturen der Gesellschaft sowie deren Stamm- und Eigenkapitalausstattung für die Umsetzung für Handwerker-/Gewerbehöfe.

• Anhand eines auf Grundlage des weiteren Suchlaufs und der Eignungsprüfung von kommunalen Gewerbegrundstücken ist die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung auf die 
objektspezifischen Parameter und Daten des Standorts zu spezifizieren. Als Grundlage dient die im Rahmen der Studie aufgelegte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung als Basis und 
Grundlage mit den gewählten Eckparametern.

• Weitere Standorte erfordern die Ausarbeitung eines Finanzierungs- und Investitionsprogramms für eine Zukunftsstrategie Handwerker-/Gewerbehöfe 2025+.

Tabelle 11 – Maßnahmenplan für den weiteren Umsetzungsprozess
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Meilensteine auf dem Weg zu Umsetzung Bis wann

1. Einzelbefassung des Umsetzungsvorschlags hinsichtlich Gründung einer kommunalen GmbH zum Bau und Betrieb von 
Handwerker-/Gewerbehöfen im Stadtgebiet Frankfurt auf Ebene der Dezernate III und IV sowie Befassung der IHK/HWK.

Q2/2025

2. Einzelgespräche mit HFM und KEG (Option der Aufgabenbetrauung und Gewerbegrundstücksbereitstellung) sowie 
Stadtkämmerei hinsichtlich Anforderungen an die Finanzierung eines Eigen- und Mietmodells über den städtischen Haushalt. 

Q2/2025

3. Prüf-/Suchlauf kommunaler Gewerbegrundstücke für Planung und Realisierung („Task Force“, optional ext. Unterstützung). Q2/2025

4. Gemeinsames Strategiegespräch auf Spitzenebene der Dezernate III und IV mit Geschäftsführung der IHK und HWK. Ende Q2/2025

5. Optional: Durchführung einer Delegationsreise auf Entscheidungsebene (Dezernate, Amtsleitung, Wifö, IHK und HWK) inkl. 
Einbeziehung von Vertreterinnen und Vertretern der Fraktionen. Alternativ Einladung federführender Akteure der Benchmark-
Standorte nach Frankfurt.

Ende Q2/2025

6. Ausarbeitung eines kompakten und adressatengerechten Positionspapiers zur Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen in 
Frankfurt am Main als abgestimmter Vorschlag für ein Betriebsmodell, inkl. konkreter Umsetzung, sowie unter Einbeziehung 
rechtlicher Expertise des Rechtsamtes der Stadt Frankfurt und einer Fachkanzlei.

Q2-Q3/2025

7. Einbringung und Befassung der Ergebnisse der Umsetzungsstudie sowie des Positionspapiers (1. Schritt) zur Vorbereitung 
eines Grundsatzbeschlusses der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt am Main mit konkreten Arbeitsaufträgen.

Q3/2025

8. Gespräche mit Land Hessen bzw. Förderbank (Wirtschaftsministerium) zur Klärung einer möglichen Pilot-/Einzelförderung von 
Handwerker-/Gewerbehöfen durch das Land (oder Förderung von Teilprojekten über bestehende Förderprogramme) 

Q3/2025

9. Optional: Durchführung von Sondierungs-/Verhandlungsgesprächen mit potenziellen Investoren zur Konkretisierung von 
Optionen eines Mietmodells in Frankfurt am Main.

Q3/2025

10. Erstellen eines standortbezogenen Business-/Realisierungsplans mit konkretem Realisierungsvorschlag (Betrieb/Organisation 
für ein Eigen- oder Mietmodell) und planerischen Nutzungskonzept sowie einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung bezogen auf 
anvisierte Zielstandorten.

Ende Q3/2025

11. Vorbereitung und Einbringung der Sitzungsunterlagen in Stadtverordnetenversammlung (standortbezogener Business-/ 
Realisierungsplan mit Entscheidungsvorschlag) sowie optionale Befassung in Fachausschüssen (u. a. H, PW, W). 

Q4/2025

12. Grundsatzbeschluss der Stadtverordnetenversammlung Stadt Frankfurt für die Einleitung konkreter Umsetzungsmaßnahmen 
in den Kategorien Organisation / Geschäftsmodell, Finanzierung, Planung und Standortauswahl

Q4/2025 - 
Q1/2026

© Betrag Bölkow



Fazit – Umsetzungsempfehlung für ein Betriebsmodell „in a nutshell“

Im Rahmen der Umsetzungsstudie zur Errichtung von Handwerker-/Gewerbehöfen in 
Frankfurt am Main wurden verschiedene Betriebsmodellvarianten untersucht, darunter 
auch ein rein privates Modell. Die Analyse zeigt eindeutig, dass ein privates Modell 
aufgrund der finanziellen Rahmenbedingungen und der Marktanforderungen nicht 
empfehlenswert und nicht umsetzbar ist. Hier sind die wesentlichen Punkte, die diese 
Schlussfolgerung untermauern:

• Investitionskosten: Ein privater Investor müsste bei Investitionskosten von etwa 40 
Millionen Euro, inkl. Grundstückserwerb, eine Marktmiete von mindestens 20 €/m² 
verlangen, um eine marktübliche Mietrendite von rund 6 % zu erzielen. Diese 
Mietpreise sind für die Zielgruppe nicht tragbar – die Zahlungsbereitschaft liegt bei 
etwa der Hälfte (10 bis 12 €/m²). 

• Mietrendite: Bei jährlichen Mieterträgen in Höhe von 2,5 Millionen Euro entspricht 
dies einer marktüblichen Mietrendite von rund +/-6 %. Bei Einbeziehung einer 
höheren Eigenkapitalverzinsung oder Entwicklermarge sind durchaus höhere 
Renditen >6 % vorstellbar (Sicht eines langfristigen Bestandshalters; Bauherr = 
Vermieter, ohne zwischengeschaltetem Developer).

• Verwaltungsaufwand: Ein privater Investor würde weder bei einem Mietpreis in 
Höhe von 12 €/m² noch bei 20 €/m² eine kleinteilige Einzelvermietung an einzelne 
Handwerker bzw. kleingewerbliche Produktionsbetriebe aufnehmen – aufgrund des 
hohen Verwaltungsaufwandes und aufgrund von Nachteilen hinsichtlich des 
Mietpreisniveaus. Investoren bevorzugen andere, lukrativere Gewerbenutzungen.

6. SYNTHESE UND HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Einzig die Vermietung an einen großen Haupt-/Ankermieter (vgl. Mietmodell) könnte 
eine Mitwirkungsbereitschaft eines Privaten erzeugen, wenn dadurch das finanzielle 
Risiko für den Investor abgemildert, Vermietungs- und Verwaltungsaufwand auf 
Seiten des Investors minimiert bzw. zu einem großen Anteil an einen Ankermieter 
(Stadt) ausgelagert und umlegbare Kosten eingespart würden.

• Langfristige Wirtschaftlichkeit: Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zeigt, dass ein 
Mietmodell über einen Zeitraum von 30 Jahren zu einem negativen Kapitalfluss von 
44,2 Millionen Euro führt. Die Einnahmen reichen nicht aus, um die Mietkosten 
gegenüber dem Vermieter und die Betriebs- und Instandhaltungskosten 
auszugleichen. Ein entsprechender Defizitausgleich wäre in dem Mietmodell durch 
den Ankermieter (Stadt) vorzunehmen, was jedoch beihilferechtlich zu prüfen wäre.

• Risiko und Unsicherheiten: Der Neubau von Handwerker-/Gewerbehöfen ist 
angesichts der Investitionskosten mit hohen Unsicherheiten verbunden. Ein 
spekulativer Neubau ohne Vorvermietung und ohne Ankermieter durch einen 
Investor wäre enorm risikobehaftet, mit hohen Kosten und unterdurchschnittlichen 
Renditen verbunden und ist daher unrealistisch.

Die Umsetzungsstudie empfiehlt eindeutig das kommunale Eigenmodell als die 
realistischste und wirtschaftlichste Lösung für die Errichtung von Handwerker-/ 
Gewerbehöfen in Frankfurt am Main. Die Stadt Frankfurt am Main sollte die Rolle des 
Bauherrn und Betreibers übernehmen, um langfristig wirtschaftliche Stabilität und die 
Erhaltung kommunaler Vermögenswerte zu gewährleisten. Ein privates Modell ist 
aufgrund der finanziellen Risiken und der erforderlichen hohen Mietpreise nicht 
tragfähig. 
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